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2009 müssen alle Anforderungen der Richtlinie zum Qualitätsmanangement erfüllt werden.
Doch der einzelne Patient darf beim ökonomischen Diktat nicht geopfert werden.
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V O R W O R T

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

im Jahr 2009 wird das Psychotherapeutengesetz (PTG) zehn Jahre alt. Grund genug um den
Schwerpunkt der ersten Ausgabe 2009 unserer Zeitschrift diesem Thema zu widmen. Das The-
ma der Integration und Gleichstellung der verschiedenen psychotherapeutisch tätigen Berufs-
gruppen ist auch zentrales, satzungsgemäßes Anliegen und Selbstverständnis des Berufsverbandes
bvvp. Kein Wunder also, dass sich der bvvp an der Förderung und gestaltenden Begleitung des
Entstehungsprozesses des PTG ganz engagiert beteiligt hat. Lassen Sie beim Lesen der Artikel
die Entstehung des PTG noch mal Revue passieren, spannend beleuchtet durch die verschie-
denen Mitgestalter, die zu Wort kommen und die erahnen lassen wie facettenreich so eine
wegweisende Weichenstellung wie die Integration zweier neuer Berufsgruppen in das tradi-
tionsreiche Imperium der ärztlichen Selbstverwaltung erlebt und vollzogen wurde. Wenn wir
heute in weiten Teilen zufrieden auf den Integrationsprozess schauen, entbehrt es nicht einer
gewissen Ironie des Schicksals, wenn wir gleichzeitig feststellen müssen, dass das System der
Kassenärztlichen Vereinigungen so instabil geworden ist wie nie zuvor.

Frei nach dem Motto „Operation gelungen, Patient tot“ fragen sich immer mehr Kolleginnen
und Kollegen nach der verleibenden Restlaufzeit. Wenn auch die Brisanz in den einzelnen
Bundesländern unterschiedlich stark zu Tage tritt, ächzt die Selbstverwaltung doch unüber-
hörbar unter dem immer größeren Spagat zwischen den Wünschen und Vorstellungen der
Ärzte und den gesetzlich der Körperschaft aufgeladenen Aufgaben. Die Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben hat inzwischen einen Grad der Komplexität erreicht, dass selbst intime Ken-
ner und Gestalter nur noch Teilbereiche überblicken. Die statistisch immanente Fehlerhäufig-
keit wächst exponentiell an. Die Vermittlung der sich ablösenden Neuregelungen wird einer-
seits sachlich immer unmöglicher, wegen der gleichzeitig noch dazu stetig abnehmenden
Halbwertszeit, andrerseits tendieren aber inzwischen auch die Aufnahmekapazitäten und die
Aufnahmewilligkeit der betroffenen Ärzte gegen Null.

In der Kassenärztlichen Bundesvereinigung werden die Vorzüge des Kollektivvertrages und der
innerärztlichen Solidarität in jeder Vertreterversammlung in dem Maße mehr beschworen, in
dem sie abhanden kommen, beziehungsweise abhanden gekommen sind. Pessimistisch be-
trachtet, müsste man sagen, es werden die Reden von gestern geschwungen oder es hört sich
so an, als ob die verantwortlichen Protagonisten des Systems laut pfeifend durch den Wald ren-
nen um zu zeigen, dass sie vor nichts Angst  haben, während der Systemwandel seinen vor-
hersehbaren Lauf nimmt. Es entstehen immer mehr Medizinische Versorgungszentren, die
Krankenkassen rüsten auf mit know how, die Ängste der Kollegen finanziell in Bedrängnis zu
geraten haben viele Wurzeln, aber nichts ist in Sicht, was diese mildern oder aufheben könn-
te, so dass ein Vertrauensverlust unumkehrbar erscheint und damit zu einer zusätzlichen Kom-
ponente der Erosion der Körperschaft von innen wird. Was nicht von außen zerstört wird, das
schafft die Ärzteschaft von innen und wo wir am Ende dieses Jahres stehen werden, wird im
Moment niemand vorherzusagen wagen.

Es bleibt zu hoffen, und das wäre auch mein ganz persönlicher berufspolitischer Wunsch für
dieses Jahr, dass uns Psychotherapeuten die Erfahrungen der letzten zehn Jahre trotz aller mög-
lichen Konfliktlinien so weit zusammengeschweißt haben, dass wir für unsere Patienten und
für unsere Praxen in der Lage sein werden eine gute Versorgungsstruktur aufrecht zu erhalten,
wie immer sich die Gesamtsituation entwickelt.

Ihre Dr. Birgit Clever,
1. Vorsitzende des bvvp



Projekt
Psychotherapie

04

I N H A LT

Wissen

05 Einmaleins der Änderungen 
Seit Januar 2009 ist das neue GKV-OrgWG in in Kraft.
Was bdeutet das in der psychotherapeutischen Praxis?

06 Fortschritt mit Substanz
Die EBM-Reform 2009 schafft endlich notwendige 
Grundstrukturen in der Honorierung. Der gelupfte Budgetdeckel 
bedeutet vielleicht auch das Ende ideologischer Grabenkämpfe

07 Management der Gegensätze
2009 müssen alle Anforderungen der Richtlinie zum 
Qualitätsmanagement erfüllt werden. Stichproben zeigen bereits 
einen erfreulichen Umsetzungsgrad. Der einzelne Patient darf
dem ökonomischen Diktat dabei nicht zum Opfer fallen

Meinung

09 Forschung unter der Lupe
Psychotherapeuten erwirtschaften ihre Honorare auf
Kosten der Nervenärzte und Psychiater.
Die Versorgungsforschung verfehlt mit solchen Fehldeutungen 
die Realität. Zeit für eine Nachkorrektur

Schwerpunkt Jahre PTG – eine Bilanz

13 Positive Zwischenbilanz
Es war eine schwere Geburt. Harte Verhandlungen
mit Topfdenkern in einem aufgeheizten Klima 
bedrohten das Psychotherapeutengesetz von Kindesbeinen an.
Hat sich der steinige Weg gelohnt?

17 Auskunft einer Patiententenbeauftragten
Beim ersten Anlauf zum PTG waren Psychotherapeuten 
nur ärztliche Heilhilfspersonen ohne Qualitätsnachweis.
Vieles ist auch heute noch nicht ausgestanden

20 Zauberhafter Anfang?
Der Einzug in die Kassenärztliche Vereinigung war mit 
Stolpersteinen gesäumt. Integration aus zwei Funktions-Perspektiven

24 Resümee der Unkenrufe 
Mit dem Psychotherapeutengesetz gelang vor zehn Jahren 
die Quadratur des Kreises. Das Integrationsmodell wurde 
trotz aller Widerstände ein Erfolg und der Untergang 
des Abendlandes blieb aus  

26 „Integration bedeutet nicht Verschmelzung“
Wurde die Frage der Gleichstellung ausreichend diskutiert? 
Oder ist sie am Ende gar nicht das Thema? Holger Schildt und 
Christa Schaff im Interview

Vertraulich

32 Julklapp auf amerikanisch
Warum die Anwälte des Immateriellen in einer Finanzkrise 
bessere Ansprechpartner als die Banken sind

30  Literatur

34 Marktplatz, Impressum

34 Nachrichten

35 Veranstaltungskalender

35 Ausblick auf Heft 02/2009

Projekt
Psychotherapie
01/2009
Das Magazin des Bundesverbandes 
der Vertragspsychotherapeuten (bvvp) e.V.

Il
lu

st
ra

ti
on

u
n

d
T

it
el

bi
ld

:L
es

pr
en

ge
r



W I S S E N

Projekt
Psychotherapie

05

Einmaleins der Änderungen 
Zum ersten Januar ist das neue 
GKV-OrgWG in Kraft getreten.
Was ändert sich in der psychotherapeutischen Praxis? 
Die wichtigsten Inhalte im Überblick

Von Martin Klett, 2. stellvertretender Vorsitzender des bvvpFo
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1. Abgabe und Wiederausschreibung
von halben Versorgungsaufträgen 
Halbe Versorgungsaufträge (Halbe Praxis-
sitze) können nun auf Antrag auch bei hälf-
tigem Verzicht oder bei hälftiger Entzie-
hung zur Nachbesetzung ausgeschrieben
werden. Im SGB V, § 103,Abs. 4 wurde dies
vom Gesetzgeber explizit so vorgesehen.

Damit diese im Gesetz zur Weiterentwik-
klung der Organisationsstrukturen in der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
OrgWG) vorgesehene Regelung aber umge-
setzt werden kann, muss definiert werden,
welchen Umfang ein ganzer beziehungsweise
halber Versorgungsauftrag (maximal) um-
fasst. Bei psychotherapeutischen Praxen lie-
ße sich unseres Erachtens ein ganzer Ver-
sorgungsauftrag gut mit dem im neuen Ein-
heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) zum
01. Januar 2009 eingeführten Zeitkontin-
gent definieren: die dem Zeitkontingent von
27090 Minuten zugrunde liegenden 36 Be-
handlungssitzungen (à 70 min Prüfzeit) x
10,75 Arbeitswochen pro Quartal (zuzüg-
lich des pro KV unterschiedlichen Zeit-
kontingents für die nicht genehmigungs-
pflichtigen Leistungen von circa drei bis fünf
Stunden) stellen einen ganzen Versor-
gungsauftrag dar, die Hälfte davon wäre das
Volumen eines halben Versorgungsauftrags.

Demgegenüber ist bei der Frage, ob ein
Praxisinhaber seinem ganzen bzw. halben
Versorgungsauftrag hinreichend nach-
kommt, eine Mindestdefinition  anzuwen-
den: Diese hebt darauf ab, ob hinreichend
Sprechstundenzeiten angeboten werden (20
Wochenstunden pro ganzem Versorgungs-
auftrag), also nicht unmittelbar auf die ab-
gerechnete Leistungsmenge.

Zu hoffen ist, dass die Selbstverwaltungs-
gremien auf Bundesebene einheitliche Vor-
gaben für alle KVen entwickeln, andernfalls

würden die regionalen Zulassungsausschüs-
se und KVen vermutlich unterschiedliche Re-
gelungen bezüglich der Abgabe halber Pra-
xissitze erlassen. Wir werden über die weite-
re Entwicklung in dieser Sache berichten.

2. Mindestquote für Kinder 
und Jugendlichenpsychotherapeuten
und ärztliche Psychotherapeuten
Die Mindestquote für ausschließlich kinder-
und jugendlichenpsychotherapeutisch tä-
tige Psychotherapeuten wird auf 20 Pro-
zent und für überwiegend oder aus-
schließlich psychotherapeutisch tätige Ärz-
te auf 25 Prozent der gemeinsamen
Bedarfsplanungsgruppe festgelegt. Dies
wurde vom bvvp auch so in allen Eingaben
zum Gesetzesentwurf so gefordert. Wir
freuen uns, dass das beschlossene Gesetz
an diesem Punkt mit unseren Forderungen
übereinstimmt.

Bezüglich der KJP Quote muss nun vom
Gemeinsamen Bundesausschuss bezie-
hungsweise durch dessen Unterausschuss
Bedarfsplanung zunächst die Bedarfspla-
nungsrichtlinie überarbeitet werden. Eine
dabei zu klärende Frage ist, wie der beste-
hende Versorgungsgrad erfasst werden soll.
Welche Leistungserbringer zählen neben
den Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten in welchem Umfang zur Berech-
nung des aktuellen Versorgungsgrades mit?
Können ausschließlich Kinder- und Ju-
gendliche behandelnde Psychologische
Psychotherapeuten auch Erwachsene be-
handeln? In welchem Umfang? 

Die Bedarfsplanungsrichtlinie sollte spä-
testens im ersten Halbjahr 2009 angepasst
worden sein. Danach müssen die KVen er-
rechnen, in welchen Zulassungsbezirken
wie viele Sitze für ausschließlich Kinder

und Jugendliche behandelnde Psychothe-
rapeuten bis zur Erreichung der 20 Prozent
Quote zu schaffen sind, dann können die
Zulassungsausschüsse diese Sitze aus-
schreiben.

3. Aufhebung der Altersgrenze
Die Altersgrenze für Vertragsärzte wird auf-
gehoben, die Regelung tritt rückwirkend
zum 01. Oktober 2008 in Kraft. Es wird da-
bei eine Übergangsregelung für die Kolle-
gInnen vorgesehen, die im Jahr 2008 das 68.
Lebensjahr vollendet haben.

Dies ist eine erhebliche Veränderung
gegenüber der bisherigen Regelung, nach
der für den Nachwuchs gute Chancen be-
standen, einen der kontinuierlich fei wer-
den Kassensitzen übernehmen zu können.
Sollte die Gesetzesänderung dazu führen,
dass nun reihenweise die über 68 Jahre al-
ten KollegInnen ihre Sitze nicht zurückge-
ben und diese dazu noch nur mit wenigen
Stunden ausfüllen, dann kann dies weder
im Interesse der Versorgung, noch des
Nachwuchses noch der älteren KollegInnen
sein. Wie die älteren KollegInnen aber mit
dieser Neuerung umgehen werden, bleibt
abzuwarten. So sehr es zu begrüßen ist, dass
der Gesetzgeber auf die altersdiskriminie-
rende Entziehung der Zulassungen zu ei-
nem willkürlichen Stichtag verzichtet, so nö-
tig ist aber auch, intelligente Lösungen zu su-
chen, damit diese Regelung nicht zu
versorgungs- und nachwuchsgefährdenden
Auswüchsen führt. Dafür liegt mit der nun
ebenfalls gesetzlich beschlossenen Aus-
schreibungsmöglichkeit halber Versor-
gungsaufträge ein Instrument vor, dass bei
entsprechender Anwendung den drohenden
Generationenkonflikt und auch einen dro-
henden Rückgang der Versorgung verhin-
dern kann. ___
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___ In der Vergangenheit brachten neue ge-
setzliche Vorgaben zur Honorierung ärzt-
licher Leistungen in der Regel auch neues
Ungemach für die Psychotherapie, da diese
Vorgaben in der Regel auf die Logik der
Haus- und Fachärzte abstellten und dabei an
den Besonderheiten psychotherapeutischer
Leistungserbringung vorbeigingen.

Als das Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) im Frühjahr 2008 darauf be-
harrte, dass es ab 2009 nur einen Orientie-
rungspunktwert für alle Ärzte und Psycho-
therapeuten geben dürfe, war demnach die
Sorge groß, an mit der Bundessozialgericht
(BSG)-Rechtsprechung erkämpften Boden
verlieren zu können. Doch dieses Mal kam
es ganz anders.

Grundlegende Honorierungs-
regelungen erstmals dem Hickhack
örtlicher Kräfteverhältnisse 
entzogen

Die grundlegenden Honorierungsregelun-
gen waren erstmalig von Gesetzes wegen auf
Bundesebene zwischen der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV) und dem Spit-
zenverband der Krankenkassen auszuhan-
deln und damit dem Hickhack örtlicher
Kräfteverhältnisse der Kassenärztlichen Ver-
einigung (KV) entzogen. Und ein gelupfter
Budgetdeckel eröffnete erstmals Spielräume
für die Umsetzung überfälliger, vom bvvp
seit langem geforderter struktureller Verän-
derungen der Vergütungssystematik. Und
dieses Mal hat die KBV und vor allem An-
dreas Köhler diese Verbesserungspotenzia-
le auch genutzt. Im Folgenden soll nicht auf
die verbesserte Vergütung, sondern auf die
Fortschritte hinsichtlich der veränderten
Grundstrukturen der Honorierung einge-
gangen werden.

1. Endlich ist die 90 Prozent Grenze abge-
schafft, die bis Mitte 2004 die Psychiater und
Nervenärzte, und bis heute die Haus- und
Nicht-Psycho-Fachärzte von einer ange-
messenen Honorierung psychotherapeuti-
scher Leistungen ausschloss. Der endgülti-
gen Fall dieser Demarkationsgrenze, der von
Anfang an auf der Agenda des bvvp stand,
ist ein großer Fortschritt.

2.Die Neujustierung der Praxiskosten wur-
de jetzt auch durch Erhöhung der Vergütung
endlich umgesetzt. Auch die Budgeterweite-
rung aufgrund des politisch festgelegten
Morbiditätsfaktors für alle Leistungserbrin-
ger von plus 5,1 Prozent kommt als Hono-
rarplus ohne Zeitverzögerung an.

3. Es liegt ganz auf der Linie des Integra-
tionsgedankens, dass es nun ein gemeinsa-
mes Budget Psychotherapie über alle psycho-
therapeutisch tätige Leistungserbringer
(Psychologischer Psychotherapeuten (PP),
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten (KJP), alle psychotherapeutisch tätigen
Ärzte) gibt mit der Chance gemeinsamer
Interessenvertretung.

4.Die Verlagerung von Honorarverteilungs-
regelungen auf die Bundesebene führt zu
einer Verobjektivierung bei der Beurteilung
psychotherapeutischer Honoraransprüche.
Bisher bleiben psychotherapeutische Inter-
essen nicht selten beim Hausarzt-Facharzt
Nahkampf auf der Strecke. Jetzt sind KBV,
Bewertungsausschuss, das von ihm gegrün-
dete Institut des Bewertungsausschusses (In-
BA) sowie der erweiterte Bewertungsaus-
schuss zuständig, kontrolliert durch eine
größere politische Öffentlichkeit und die
Fachkompetenz des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums als Rechtsaufsicht.

5.Ganz wesentlich ist die Neukonzeption ei-
nes Zeitbudgets für hauptamtlich psycho-
therapeutisch Tätige und damit die Ab-
schaffung des Regelleistungsvolumens
(RLV). RLV-Überschreitungen durch lege
artis erbrachte probatorsiche Sitzungen ge-
hören damit der Vergangenheit an. Aber viel-
leicht noch wichtiger: Nun können die Ge-
sprächsziffern der Facharztkapitel und die
Behandlungsziffern des Kapitel 35.2 inner-
halb großzügiger Zeitbudget-Grenzen gegen-
einander austauschbar erbracht werden, oh-
ne Gefahr einer Punktwertabstaffelung.
Infolgedessen können Fachärzte für Psycho-
somatik und Psychotherapie ihr Facharzt-
kapitel auch endlich unbehindert anbieten
und sich so ein differenziertes Spektrum
unterschiedlicher Praxis-Versorgungsange-
bote entwickeln, zum Beispiel verbunden
mit dermatologischen oder onkologischen
Kompetenzen. Aber auch im Kapitel 23 kann
nun - neben der Richtlinien-Psychothera-
pie - ein Sprechstundenangebot abgerechnet
werden, besonders interessant in stark unter-
versorgten Gebieten als überbrückende Ba-
sisversorgung. Der Wegfall dieser Fesseln
entzieht nun hoffentlich den zurückliegen-
den ideologischen Grabenkämpfen den 
Boden – Aussicht auf einen enormen Fort-
schritt.

Völlig unbefriedigend bleibt aber  die Si-
tuation bei den Psychiatern. Hier wirkt ein
nur an der Fallzahl orientiertes RLV wie ein
Prokrustesbett auf die in der Versorgung be-
nötigte Vielfalt der Praxistypen. Aber viel-
leicht gibt es bis zum Erscheinen dieses Hef-
tes Entwarnung, falls die vom bvvp erstell-
te gründliche Analyse dieser unhaltbaren
Vergütungsregelung und Lösungsvorschlä-
ge im Verbund mit den Aktivitäten der Psy-
chiaterverbänden bei der KBV Wirkung ge-
zeigt haben sollte. ___
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Fortschritt mit Substanz
Die EBM-Reform 2009 schafft endlich notwendige
Grundstrukturen in der Honorierung. Der gelupfte
Budgetdeckel löst viele Fesseln und bedeutet vielleicht
auch das Ende ideologischer Grabenkämpfe
Von Norbert Bowe, Vorstandsreferent bvvp
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___ 2009 endet für die meisten Psycho-
therapeuten die Phase zur vollständigen
Umsetzung des internen Qualitätsma-
nagements. Mit dem Gesundheitssystem-
modernisierungsgesetz (GMG) wurde
2004 die Einführung eines einrichtungs-
internen Qualitätsmanagements (QM) für
alle an der vertragsärztlichen Versorgung
teilnehmenden Ärzte, Psychotherapeuten
und medizinischen Versorgungszentren im
Sozialgesetzbuch V (§135a) festgeschrie-
ben. Gleichzeitig sollte der Gemeinsame
Bundesausschuss in einer Richtlinie die
verpflichtenden Maßnahmen bestimmen
(§136a). Diese trat 2006 in Kraft und star-
tete einen fünfjährigen Zeitrahmen mit
drei Phasen. Für diejenigen Leistungser-
bringer, die erst nach dem 1. Januar 2006
die Zulassung zur vertragsärztlichen Ver-
sorgung erhalten haben, wird der Ablauf
entsprechend zeitversetzt.

Die erste zweijährige Planungsphase lief
bereits Ende 2007 aus. In diesem ersten Ab-
schnitt sollten allgemeine Informationen
gesammelt und mindestens eine Selbstbe-
wertung als Ist-Analyse durchgeführt wer-
den. Eine Form wurde dafür nicht vorge-
schrieben, allerdings haben verschiedene
Kassenärztliche Vereinigungen (KV) als Ser-
vice Selbstbewertungsfragebögen zur Ver-
fügung gestellt. Auf dem Boden dieser Er-

gebnisse sollten dann konkrete Qualitäts-
ziele festgelegt werden.

Parallel dazu werden seit 2007 jährlich
mindestens 2,5 Prozent der betroffenen
Leistungserbringer als Zufallsstichprobe ge-
zogen und nach dem Umsetzungsgrad ih-
res einrichtungsinternen Qualitätsma-
nagements schriftlich befragt. Koordiniert
und begleitet werden diese Erhebungen
durch die QM-Kommissionen der KVen,
die laut Richtlinie auf Landesebene einzu-
richten waren.

Individuen sind nicht auf
eindimensionale Mechanismen
reduzierbar

Aktuell läuft noch bis Ende 2009 die Pha-
se II. In dieser Zeit sollen alle in der Richt-
linie definierten Grundelemente und In-
strumente zum Qualitätsmanagement um-
gesetzt sein.

Wie Sie dieses Ziel erreichen, ist den Pra-
xen und Einrichtungen weitgehend selbst
überlassen. Es sind keine Schulungen vor-
geschrieben, auch kein bestimmtes Quali-
tätsmanagementsystem und erst recht keine
Zertifizierungen. Da jedoch die Denkweise,
die Begrifflichkeit und die zahlreichen Ab-
kürzungen in den verschiedenen QM-Sy-
stemen nicht für jeden leicht zugänglich

Management der Gegensätze
2009 müssen auch Psychotherapeuten alle Anforderungen 
der Richtlinie zum Qualitätsmanagement erfüllen.
Stichproben zeigen bereits einen erfreulichen Umsetzungsgrad.
Der einzelne Patient darf dem ökonomischen Diktat dabei 
nicht zum Opfer fallen
Von Martin Kremser Vorstandsmitdlied im bvvp

Martin Kremser, ist Vorstandsmitglied
im bvvp, 1. Vorsitzender des Landesver-
bandes Westfalen-Lippe (bvvp-WL) und
Facharzt für Psychosomatische Medizin
und Psychotherapie in Detmold. Nach
dem Studium der Angewandten Ge-
sundheitswissenschaften ist er seit 2003
als Gesundheitsmanager, seit 2005 als
Qualitätsauditor (TÜV) und nachfolgend
als lizensierter QEP®-Trainer tätig.

Fo
to

s:
P

ri
va

t



W I S S E N

sind, können Seminare oder auch gemein-
same Qualitätszirkel den Einstieg in diese
Thematik erleichtern.

Die ersten Ergebnisse der Stichproben-
ziehung aus dem Jahr 2007, die vor einiger
Zeit von der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) veröffentlicht wurden,
zeigen deutliche regionale Unterschiede,
insgesamt jedoch einen recht hohen Um-
setzungsgrad des  internen Qualitätsma-
nagements bei den Leistungserbringern.

Diese Entwicklung ist als positiv anzu-
sehen, da der Gemeinsame Bundesaus-
schuss ab 2011 aufgrund seiner Auswer-
tungen nicht nur darüber zu befinden hat,

Passgenaues Qualtätsmanagement für
Ihre Psychotherapeutische Praxis
An erster Stelle ist das eigene QM-System
des bvvp zu nennen: Mit dem Modell
q@bvvp hat unser Mitglied Dieter Jakob
aus Nordbaden ein leicht zu handhabendes
System geschaffen, mit dem alle komplexen
Anforderungen der Richtlinie umsetzen
werden können. Es bleibt trotzdem über-
sichtlich, wird regelmäßig aktualisiert und
vom bvvp kostengünstig bereitgestellt. Die
Texte und Vorlagen wurden so gestaltet, dass
sie leicht aus dem Internet herunterzuladen
sind, am PC ausgefüllt werden können oder
sich auch über einen Ausdruck per Hand
bearbeiten lassen.

Gut geeignet für die gemeinsame 
Erarbeitung in Qualitätszirkeln
Eine gute Möglichkeit, den Einstieg in die-
se neue Materie zu erleichtern, ist der kol-
legiale Austausch im Rahmen eines Quali-
tätszirkels. Dort ergeben sich oft zusätzlich
sehr interessante und manchmal überra-
schende Informationen darüber, wie unter-
schiedlich Praxisstrukturen organisiert sein
können.

Welche Unterstützung 
bietet der bvvp? 

Der bvvp möchte dem individuellen
Bedarf seiner Mitglieder und 
interessierter Nicht-Mitglieder sowie
den unterschiedlichen regionalen 
Bedingungen Rechnung tragen.

Demo-Version im Internet
Über unsere Homepage (Menü: Servi-
ce/Qualitätsmanagement) können Sie kos-
tenlos eine Demoversion beziehen und
weitere Informationen erhalten. Preiswer-
tere Angebote sind auf dem Markt wohl
kaum zu finden. Da wir als Verband kei-
ne Gewinnabsicht verfolgen, fließen zu-
dem sämtliche Einnahmen in die Weiter-
entwicklung des q@bvvp, unseren Servi-
ce und über strukturfördernde Anteile
letztlich in die Sicherstellung weiterhin
breit angelegter und kompetenter berufs-
politischer Aktivitäten.

Schulungen möglich
Auf unserer Web-Seite finden Sie außer-
dem eine Liste von qualifizierten bvvp-Mit-
gliedern, die in verschiedenen Regionen
Schulungen abhalten, eine Übersicht der
aktuell geplanten Workshops wie auch ein
Forum für Qualitätszirkel, in denen auf lo-
kaler Ebene ein Austausch mit Kollegen
über Qualitätsmanagement möglich ist.

Wie Sie diesen Listen entnehmen kön-
nen, werden auch andere QM-Systeme von
unseren Trainern unterstützt: QEP – Qua-
lität und Entwicklung in Praxen®, das recht
umfangreiche und differenzierte System
der KBV. In Westfalen-Lippe bzw. Nord-
rhein KPQM:2006  und qu.no sowie IQMF
als Angebot im Zusammenhang mit der
Praxissoftware Psyprax.

Anmeldungen zur Teilnahme am QM-Mo-
dell q@bvvpdirekt über das Internet oder
über die Bundesgeschäftsstelle.
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ob ein internes Qualitätsmanagement über-
haupt ein geeignetes Instrument zur Si-
cherung und Verbesserung der vertrags-
ärztlichen Versorgung darstellt und inwie-
weit einzelne QM-Systeme zu akkreditieren
sind, während andere ausgeschlossen wer-
den. Es wird auch darüber zu entscheiden
sein, welche möglichen Formen von Sank-
tionen einzuführen sind – oder eben auch
nicht. Die gesetzliche Regelung zur Ein-
führung eines einrichtungsinternen Qua-
litätsmanagements ist kein ureigenes Be-
dürfnis der Psychotherapeuten und Ärzte.
Natürlich wird jeder Leistungserbringer
mehr oder weniger daran interessiert sein,

effizient zu arbeiten, wissenschaftliche Stan-
dards zu beachten und Behandlungsabläu-
fe möglichst transparent zu gestalten. Aber
bedarf es dazu einer formalen Struktur, die
gesetzlich eingefordert wird? Gerade für die
relativ häufige Ein-Personen-Praxis der
Psychotherapeuten bleibt der Nutzen recht
begrenzt.

QM unterstellt 
objektivierbare Prozesse

Trotzdem müssen auch Kritiker eingeste-
hen, dass durch Qualitätsmanagement un-
geliebte Themen auf den Tisch kommen,
die sonst gerne vernachlässigt oder verdrängt
werden: Bin ich auf einen somatischen Not-
fall vorbereitet?  Habe ich den für mich je
nach Berufsgruppe  passenden Notfallkoffer?
Ist meine Praxis barrierefrei eingerichtet und
verfügt sie über Feuerlöscher oder einen
Brandschutzplan? Wie gehe ich mit Be-
schwerden, Datenschutz oder Anfragen von
Kollegen um? Habe ich ein so genanntes
Praxistestament vorbereitet, das im Falle
meiner eigenen schweren Krankheit oder
sogar im Todesfall die Versorgung der Pa-
tienten, den Zugang zu wichtigen Daten oder
die Abwicklung der notwendigen Praxisge-
schäfte regelt? Subtiler, aber langfristig viel-
leicht noch gravierender, sind diese Quali-
tätsanforderungen, wenn man sie als Symp-
tom einer grundlegenden Veränderung
unseres Gesundheitssystems ansieht: Qua-
litätsmanagement stammt aus der Industrie,
ist ökonomisch orientiert und dient immer
auch der Rationalisierung und Rationierung.
Es unterstellt objektivierbare Prozesse, die
durch eindeutige Verfahrensanweisungen,
Standards oder Leitlinien optimal und effi-
zient abzuarbeiten seien. Aber gerade in der
Psychotherapie steht das Subjekt im Vorder-
grund, die wechselseitigen unberechenba-
ren Interaktionen zwischen zwei Menschen,
die sich nur begrenzt auf Teilaspekte, ein-
zelne Symptome oder eindimensionale Me-
chanismen reduzieren lassen. Das praxisin-
terne Qualitätsmanagement kann Arbeits-
prozesse erleichtern und verbessern, sollte
jedoch nicht den lebendigen und komplexen
Raum in der Begegnung mit dem Patienten
beschneiden. ___

Weitere Infos:
www.g-ba.de und www.bvvp.de 
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Forschung unter der Lupe
Die Versorgungsforschung verfehlt mit 
dieser Fehldeutung die  Realität: 
Psychotherapeuten erwirtschaften ihre Honorare 
auf Kosten  der Nervenärzte und Psychiater.
Zeit für eine Nachkorrektur
Von Tilo Silwedel, Vorstandsmitglied des bvvp

___ Die Bundesärztekammer hat die
Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie,
Psychotherapie und Nervenheilkunde
(DGPPN) beauftragt, eine Forschungs-
studie zur Verbesserung der Versorgungs-
situation psychisch erkrankter Menschen
durchzuführen. Die DGPPN verspricht 
eine „Sektoren- und Disziplinen-über-
greifende Zusammenschau der Versor-
gungssituation im Bereich psychischer Stö-
rungen in Deutschland“.

Die gegenwärtige psychiatrische Versor-
gung halte nicht Schritt mit einer nach heu-
tigem Wissens- und Erfahrungsstand mo-
dernen Ergebnisqualität der Behandlung.

Es stehe daher im allgemeinen Erkennt-
nisinteresse, wie das Gebot zur wirtschaft-
lichen Erbringung von Leistungen erfolg-
reich und effizient zugleich umgesetzt wer-
den kann sowie für die Konzeptualisierung

und Umsetzung integrierter Versorgungs-
formen nutzbar gemacht werden  kann. Be-
handlungen psychischer Krankheiten sollen
sich an den Versorgungsbedürfnissen von
Patienten orientieren und nicht an tradi-
tionellen Kostenzuständigkeiten und der
Zergliederung von Behandlungsformen in
Leistungssektoren.

Äpfel mit Birnen verglichen

In der bisherigen psychiatrischen Versor-
gungsforschung werden seit geraumer Zeit
einige Konfliktlinien zwischen der psychi-
atrischen  und der psychotherapeutischen
Versorgung von Patienten mit psychischen
Krankheiten gezogen und eine unheilvolle
Konkurrenz zwischen den beiden Fach-
gruppen gepflegt. 2003 wurde unter der Fe-
derführung von Heiner Melchinger, Medi-

zinische Hochschule Hannover, im Auftrag
des Bundesgesundheitsministeriums eine
Studie zu den Strukturen und der Finan-
zierung psychiatrischer Krankheiten durch-
geführt.

Während im stationären Bereich die Aus-
gaben von Krankenkassen und Sozialhilfe
2000 bei 13 Millionen  Euro je 100.000 Ein-
wohner liegen, geben die Kassenärztliche
Vereinigungen (KV) lediglich 2,9 Millio-
nen Euro im Jahr für die Behandlung psy-
chiatrischer Erkrankungen im ambulanten
Bereich aus. Hiervon entfallen 75 Prozent
auf die Leistungen, die im  Bereich der
Psychotherapie erbracht werden. Wiede-
rum 75 Prozent der Ausgaben für die
Psychotherapie entfallen auf die Leistun-
gen im Bereich der Psychoanalyse und der
Tiefenpsychologisch Fundierten Psycho-
therapie.
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Ist es wirklich so, dass zu viel Geld für
psychotherapeutische Behandlungen auf
Kosten der Nervenärzte und Psychiater aus-
gegeben wird, oder werden Äpfel mit Bir-
nen verglichen? 

Näheren Aufschluss zur Beantwortung
dieser Frage bietet die folgende Zusam-
menstellung und der Interpretation ausge-
wählter Ergebnisse aus der Melchinger-Stu-
die und aus der vom Bundesverband der
Nervenärzte Deutschland (BVDN) aufge-
legten Studie des Instituts für Gesundheits-
und Sozialforschung (IGES) von 2008:

Im umgekehrt proportionalen Verhältnis
zur Höhe der Vergütungsanteile steht die
Zahl der behandelten  Fälle: Während die
Nervenärzte und Psychiater in 2004 circa
12,5 Millionen Fälle behandelten, seien le-
diglich 3,5 Millionen Fälle von Psychothe-
rapeuten (Ärztliche Psychotherapeuten,
psychologische Psychotherapeuten, Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten) be-
handelt worden. Bei den Nervenärzten und
Psychiatern halte die Honorarentwicklun
nicht Schritt mit der Zunahme von Be-
handlungsleistungen.

Angesichts der zunehmenden Patien-
tenzahl und Krankheitslasten hätte man
erwarten können, dass das Geld der Lei-
stung folgen würde, indem proportional zu
den gestiegenen Behandlungsleistungen
die Vergütung mitwächst. Das Honorar
der Nervenärzte, Neurologen, Psychiater
und Kinderpsychiater sei jedoch nahezu
konstant geblieben, während das Hono-
rarvolumen der Psychotherapeuten ge-
stiegen sei.

Prima vista entsteht der Eindruck, dass
die Psychotherapeuten ihre Honorare auf
Kosten der Nervenärzte und Psychiater er-
wirtschaften. Diese Tatsachenbehauptung
hält jedoch einer sorgfältigen Analyse der
Statistiken nicht stand.

Das Honorarvolumen der Psychothera-
peuten ist bekanntlich wegen der vom
Bundessozialgericht (BSG) in 2004 gefor-
derten  und von den Kassenärztlichen 
Vereinigungen umgesetzten Nachvergü-
tungsverpflichtung bei den genehmi-
gungspflichtigen psychotherapeutischen
Leistungen gestiegen. Die Nachvergütung
war notwendig geworden, um einen ersten
Pflock gegen die akute Existenzgefährdung
psychotherapeutischer Praxen und gegen
die verfassungsrechtlich nicht mehr halt-
baren absinkenden Vergütungshöhen
psychotherapeutischer Leistungen einzu-
rammen. Die Basis zur Steigerung der
Psychotherapeutenhonorare durch die
Nachvergütungen ist allerdings so niedrig
gewesen, dass auch nach  stattgehabten
Nachvergütungen die durchschnittlichen
Psychotherapeutenhonorare signifikant nie-
driger liegen als die Honorare der Nerven-
ärzte und Psychiater.

Von den Einnahmequellen 
der Nervenärzte können Psycho-
therapeuten nur träumen

Das Durchschnittshonorar der Nervenärz-
te  und Psychiater lag 2004 bei 147.484 Eu-
ro, während das der Psychotherapeuten 
lediglich bei 55.715 Euro lag. Zudem verfü-
gen Nervenärzte und Psychiater über 
Einnahmequellen, von denen die Psycho-
therapeuten nur träumen können: Sie 
führen im Auftrag von Pharmafirmen 
Einzelfallstudien zur Erprobung neuer Be-
handlungskonzepte bei ausgewählten Krank-
heiten durch, zum Beispiel bei Demenz, Alz-
heimer, Parkinson, multiple Sklerose, Schlag-
anfall und sind vielfältig gutachterlich tätig,
zum Beispiel bei Anfragen von Rentenver-
sicherungsträgern  zur Frühverrentung oder
bei verkehrsmedizinischen Fragestellungen.

Unter diesem Blickwinkel und im Ver-
gleich der Durchschnittshonorare der bei-
den Fachgruppen wird ersichtlich, dass es
den Nervenärzten eher besser ergeht in der
Vergütung ihrer Leistungen als den Psycho-
therapeuten.

Psychotherapeuten ist die Leistungs-
ausweitung verwehrt, weil die psychothe-
rapeutischen Leistungen zeitabhängig ver-
gütet werden und zu einem großen Teil
auch genehmigungspflichtig sind. Ebenso
wie bei den Nervenärzten und Psychiatern
ist das Vergütungsvolumen für die Psycho-
therapeuten gedeckelt. Der Effekt der
Deckelung des Honorarvolumens wirkt
sich negativ auf die Höhe der antrags-
freien psychotherapeutischen Leistungen
aus, weil zunächst der Punktwert für  die
genehmigungspflichtigen psychothera-
peutischen Leistungen im Fachgruppen-
topf gestützt werden muss und die rest-
lichen Leistungen mit dem dann übrig ge-
bliebenen Geld finanziert werden müssen.
Wegen der zeitabhängig zu erbringenden
psychotherapeutischen Leistungen sind die
Fallzahlen bei Psychotherapeuten wesent-
lich niedriger als bei Nervenärzten, so dass
auch hier keine Steigerungen  möglich
sind, um zum Beispiel ein höheres Regel-
leistungsvolumen für  die Vergütung an-
tragsfreier psychotherapeutischer Lei-
stungen zu erreichen.

Neurologen, Nervenärzte und Psychia-
ter beanspruchen die Domäne, alle Krank-
heitsbilder psychischer Krankheiten fach-
gerecht behandeln zu können. Sie halten es
daher nicht für vertretbar, dass im Bereich
der Richtlinien-Psychotherapie vergleichs-
weise hohe Vergütungsanteile je Fall aus-
geschüttet werden. Dabei ziehen sich Ner-
venärzte und Psychiater aus der immer
schlechter vergüteten psychiatrischen Ver-
sorgung zurück, so dass die psychiatrische
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Grundversorgung akut gefährdet sei und
vermehrt Psychotherapieangebote an ihre
Patienten richten.

Tatsache ist, dass die Versorgungsquote
von Psychotherapie-Patienten bei Nerven-
ärzten und Psychiatern mit circa zwei Pro-
zent am gesamten Leistungsaufkommen 
dieser Fachgruppe denkbar gering ist, weil
sich höhere Honorare durch andere Leis-
tungen und eben nicht durch Gesprächslei-
stungen erzielen lassen. Die Nervenärzte und
Psychiater stehen dennoch im Vergleich zu
den übrigen nichtpsychotherapeutisch  tä-
tigen ärztlichen Fachgruppen am unteren
Ende der Einkommensskala, das nur noch
von den Psychotherapeuten  unterschritten
wird. Insofern findet die Forderung der Ner-
venärzte und Psychiater nach einer Aufbes-
serung der Vergütungen die uneinge-
schränkte Zustimmung  im bvvp. Die Er-
höhung der Vergütung kann jedoch nicht
auf Kosten der  noch umsatzschwächeren
Psychotherapeuten gehen.

Die Richtlinienpsychotherapie - wie die
PT-Richtlinie unmissverständlich auch aus-
führt – zielt auf eine eher zeitlich begrenzte
höhere therapeutische Intervention zur
kausalen Bearbeitung seelischer Störungen
ab. Die Tätigkeit eines Psychotherapeuten
kann vielleicht mit der des Chirurgen ver-
glichen werden, der mit einer OP kurzfri-
stig einen hohen Kostenverbrauch erzeugt.
Danach ist aber unter Umständen das Leid
weitgehend behoben oder annehmbar kor-
rigiert. Nach erfolgreicher psychothera-
peutischer Behandlung gehen nachgewie-
senermaßen Krankenhausaufenthalte und
andere Arztbesuche zurück, im Schnitt un-
ter das Niveau der nicht psychisch er-
krankten Versicherten.

Psychiatrische Patienten mit schweren
Erkrankungen brauchen demgegenüber oft
ein Leben lang medikamentöse und Ge-

sprächsbehandlung und oft auch immer
wieder einmal psychiatrische Klinikbe-
handlung. Die Gesamtaufwendungen für
diese Erkrankungen sind daher - der Schwe-
re der Erkrankungen angemessen - sowohl
in der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) als auch im Klinikbereich in der Re-
gel deutlich höher.

Eine unvollständige Darstellung
der Versorgungssituation kann 
zu  einer Verschlechterung der 
bewährten Versorgungsstrukturen
führen

Unverständlich bleibt es, warum das eine
Kellerkind dem noch kleineren Kellerkind
dessen sehr mühsam erworbene Vergü-
tungsanteile entreißen möchte. Das größe-
re aber unvernünftigere Kellerkind über-
sieht  geflissentlich, dass mit sukzessive 
steigendem Prozentsatz wesentliche Leis-
tungsanteile bei ausgewählten nicht psycho-
therapeutisch tätigen Arztgruppen extra-
budgetär zu einem festen Punktwert ver-
gütet werden, und dies auf Kosten der wenig
bis gar keine extrabudgetären Vergütungs-
anteile generierenden Nervenärzte und
Psychotherapeuten. Viel Geld wird zudem
in der stationären Betreuung und Behand-
lung psychisch Kranker von der AOK  und
von der Sozialhilfe ausgegeben, wie es in
der Melchinger-Studie festgestellt wurde.
Dabei könnten „niedrigschwellige Formen“
der Versorgung psychisch Kranker im am-
bulanten Versorgungsbereich genutzt wer-
den und der unsäglichen  Drehtürpsychia-
trie  im stationären Versorgungsbereich Ein-
halt geboten werden.

Bei Patienten, bei denen die medika-
mentöse Therapie im Vordergrund steht,
ist oft nicht oder nur in begrenztem Um-
fang Richtlinientherapie indiziert und um-

gekehrt. Das wissen die niedergelassenen
Psychiater und die niedergelassenen Psycho-
therapeuten sehr gut und arbeiten daher
auch gut zusammen, überweisen sich
gegenseitig Patienten entlang der Differen-
tialdiagnose und der darauf sich gründen-
den Differenzialindikation und handeln da-
bei nach bestem medizinischen und psy-
chiatrischen Wissen und Erkenntnisstand.

Es wird abzuwarten  sein, ob die ange-
hende Studie der DGPPN  vollständig,
wirklichkeitsnah und differenziert  die
gegenwärtige Versorgungssituation psy-
chisch Erkrankter zu erfassen  und zu do-
kumentieren vermag oder ob die  in der
vorangegangenen psychiatrischen Versor-
gungsforschung aufgeworfenen Gräben
zwischen Nervenärzten, Psychiatern, Neu-
rologen und Psychotherapeuten noch wei-
ter vertieft werden. Die unvollständige Dar-
stellung der Versorgungssituation – wie in
der Melchinger-Studie geschehen – könn-
te zu einer Polarisierung zwischen den
Fachgruppen der Psychotherapeuten, der
Psychiater und der Nervenärzte beitragen
und damit zu einer Verschlechterung der
bewährten Versorgungsstrukturen. Wün-
schenswert wären eine gedeihliche Zu-
sammenarbeit zwischen den Fachgruppen
und einvernehmliche Feststellungen zur
verbesserten Versorgung psychisch Kran-
ker. Übereinstimmungen in den an den
Bedürfnissen der Patienten differenziert
ausgerichteten Behandlungsformen könn-
te die Kooperation zwischen den Fach-
gruppen fördern. Eine nicht auseinander
zu dividierende Anbietermacht mit psy-
chiatrisch-psychotherapeutischen Versor-
gungsangeboten könnte sinnvolle und
zweckmäßige Optionen zur Konzeptuali-
sierung und Umsetzung Integrierter Ver-
sorgungsformen gegenüber den Kranken-
kassen eröffnen. ___

„Die Erhöhung der Vergütung 
für Nervenärzte und Psychiater kann nicht 
auf Kosten der noch umsatzschwächeren 
Psychotherapeuten gehen“
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Vor zehn Jahren wurde das 
Psychotherapeutengesetz gegen 
enorme Widerstände auf den 
Weg gebracht. Die Psychotherapeuten
drängten plötzlich in das System 
der Kassenärztlichen Vereinigung.
Niederlagen, Rückschläge 
und Topfdenkerei begeleiteten 
den Kampf um Integration.

Was wurde erreicht, was gibt es 
noch zu tun? Projekt Psychotherapie
zieht Bilanz
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___ Hand aufs Herz: Wer hätte vor zehn
oder 15 Jahren gedacht, dass die Psychothe-
rapie und die Psychotherapeuten in
Deutschland so dastehen würden wie heu-
te? Es war und ist ein langer und langsamer
Prozess, der mit dem Integrationsmodell
und der dritten Auflage eines Psychothera-
peutengesetzes (PTG) eingeleitet wurde. Ein
Prozess mit Niederlagen und Rückschlägen,
der sich aber insgesamt mit seinen Erfolgen
sehen lassen kann. Zuvor waren schon zwei
Anläufe zu einem Psychotherapeutengesetz
gescheitert und die dritte – und mit Sicher-
heit auch die letzte Chance hätte beinah auch
nicht zum Erfolg geführt.

Im Gründungsjahr des bvvp 1994 stand
die zweite Auflage des PTG bereits im Ver-
mittlungsausschuss: Es schien beschlosse-
ne Sache, dass Psychologische Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten in einer eigenen Sektion
untergebracht werden sollten. Die SPD
zeigte im Vermittlungsausschuss gegen die
damals  vorgesehene Zuzahlungspflicht von
zehn Prozent des Honorars Widerstand,
der durch die Veröffentlichung einer vom
bvvp-Vorläufer durchgeführten Patienten-
befragung unterstützt wurde: Die geplan-
te „Sonderabgabe auf die Seele“ wäre zu
einer Abschreckung für mehr als 50 Prozent
der Patienten geworden; die damit verord-
nete Sonderstellung der Psychotherapie
hätte zu einer Beschädigung des Fachge-

bietes geführt. Von den Folgen der Sektio-
nierung ganz zu schweigen: Die hätte un-
ter Budgetbedingungen und Honorartopf-
Abgrenzungen zu einer Zersplitterung der
Psychotherapie und zu einem gegenseitigen
Ausspielen der Fraktionen geführt. Psycho-
therapie wäre dann zu einem gesundheits-
politischen Experimentierfeld für Kran-
kenkassen und Systemreformer mutiert,
zum Beispiel beim Versuch der erstmaligen
Ausgliederung einer medizinisch notwen-
digen Leistung aus dem Pflichtleistungs-
katalog.

Die Psychotherapeutenwelt 
war gespalten

Nach diesem Scheitern war vielen Betei-
ligten klar, dass nur in einem sofortigen
erneuten Anlauf zu einem PTG noch eine
letzte Aussicht auf Realisierung bestand.
Sowohl die Nachfrage nach Psychotherapie
als auch die Zahl der Psychotherapeuten
stieg exponentiell an – sowohl im GKV-
System durch ärztliche Psychotherapeuten
und Delegationspsychotherapeuten als
auch außerhalb durch Erstattungspsycho-
therapeuten. Ein ungeregeltes Weiter-
wachsen hätte jeglichen Rahmen der Fi-
nanzierbarkeit von Psychotherapie in Zei-
ten enger werdender Budgetierungen
gesprengt. Aber auch das Auseinander-
driften von Erstattungspsychotherapie und

Richtlinienpsychotherapie hätte zu einem
Herausbrechen der Psychotherapie aus dem
GKV-Pflichtleistungskatalog geführt.
Nächstliegende Folge wäre auch da eine Ab-
wertung der Psychotherapie zur Wahllei-
stung gewesen, damit verbunden eine Unter-
finanzierung, die einen Verlust an Struk-
turqualität nach sich gezogen hätte. Der
bvvp wandte sich als erstes an die SPD, die
mit einem eigenen Gesetzesentwurf zum
politischen Promotor der PTG- Bemühun-
gen wurde, und erlebte in zahlreichen Kon-
takten, wie dort der bisher abgelehnte Inte-
grationsgedanke hoffähig wurde.

Unabhängig davon war es ein großes
Glück, dass ein für die psychotherapeuti-
schen Belange aufgeschlossener Erster 
Vorsitzender, Winfried Schorre, an der
KBV-Spitze stand, und an seiner Seite der
Geschäftsführer Rainer  Hess, dessen ent-
scheidende Rolle als Konstrukteur und
kompetenter und fairer Verhandler des In-
tegrationsmodells hervorzuheben ist. Die
Psychotherapeutenwelt war damals in min-
destens zwei Blöcke gespalten, den Dele-
gationspsychotherapeuten in Kooperation
mit den gemischten Verbänden (Ärzte,
Psychologischen Psychotherapeuten  und
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten), organisiert in der Arbeitsgemein-
schaft Richtlinienverbände (AGR), auf der
einen Seite und den Erstattungspsycho-
therapeutenverbänden, organisiert in der

Es war eine schwere Geburt.
Harte Verhandlungen in einem aufgeheizten 
Klima bedrohten das Psychotherapeutengesetz 
von Kindesbeinen an.
Hat sich der steinige Weg gelohnt?
Von Norbert Bowe, Vorstandsreferent bvvp 

Positive Zwischenbilanz
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Arbeitsgemeinschaft Psychotherapie (AGPT),
auf der anderen Seite.

Von Anfang machte es sich der bvvp zur
Aufgabe, Abweichtendenzen vom Integra-
tionsmodell, zum Beispiel war ein alterna-
tives Assoziationsmodell im Gespräch, ent-
gegenzutreten und zum anderen in der
AGR mit der eigenen GKV-System- Erfah-
rung  integrations behindernde und gegen-
über Ärzten polarisierende Tendenzen zu
verhindern.

Der Zeitgeist zielte auf Kosten-
dämpfung und Ausgliederung 
von GKV-Leistungen

Auf Messers Schneide stand die Zukunft
des Integrationsmodells, als ein Versuch
der KBV-Spitze Ende 2005, den Integra-
tionsmodell- Entwurf von der KBV-Ver-
treterversammlung (KBV-VV) einfach
durchwinken zu lassen, scheiterte und statt-
dessen die Abstimmung darüber vertagt
wurde. In dieser Situation wäre um ein
Haar ein höchst problematisches Posi-
tionspapier der Ständigen Konferenz rein
ärztlich-psychotherapeutischer Verbände
an die Delegierten der KBV-Vollversamm-
lung gelangt, in dem die Indikationsstellung
durch einen ärztlichen Psychotherapeuten
zur obligatorischen Voraussetzung für die
Behandlung durch einen PP oder KJP ge-
macht werden sollte. Der bvvp konnte das
Papier auf der Zielgerade noch stoppen.
Hätte diese Forderung ihren Weg in die
Vertreterversammlung und dort Zustim-
mung gefunden, hätte es keine Einigungs-
möglichkeiten mit den PP- und KJP- Ver-
bänden mehr gegeben. Auf der nächsten
KBV-Länderausschuss-Sitzung bekam das
Integrationsmodell des PTG eine knappe
Mehrheit, so dass es weiter verhandelt wer-
den konnte.

In der Folgezeit ging es im Wesentlichen
darum, unter den beiden weit auseinander
gedrifteten Psychotherapeutenfraktionen
zu Kompromisslinien zu finden. Denn der
damalige Gesundheitsminister Horst See-
hofer hatte jegliche Aktivität für eine er-
neute Gesetzesinitiative der damaligen
CDU/FDP-Koalition verweigert, solange
die Beteiligten sich nicht auf gemeinsame
Positionen konnten. Die Verhandlungen
waren schwierig, weil im Erstattungsbe-
reich sich eine alternative Kultur der Di-

rektverträge mit den Krankenkassen ent-
wickelt hatte, mit zahlreichen Freiheiten
für die Behandler - so auch durch Zuzah-
lung mehr verdienen zu können als im Sy-
stem der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV)- und ohne eine Eingrenzung
auf Richtlinienverfahren. Der mit der Ein-
ordnung in ein berufsgruppenfremdes
ärztliches System verbundene Autonomie-
Verzicht konnte vielleicht auch nur des-
halb hingenommen werden, weil das
Bundessozialgericht (BSG) mit einem Ur-
teil den weiteren Ausbau von Erstattungs-
verfahren stoppte und weil die Zeichen der
Zeit auf Kostendämpfung und Ausgliede-
rung von GKV-Leistungen standen und
Spielräume für Erstattungspsychotherapie
zunehmend enger wurden. Es war ein his-
torisches Verdienst der AGPT-Vertreter,
für die stellvertretend Hans-Joachim
Schwarz (DPTV) genannt sei, hier trotz
Verzichtsforderungen sich zu einer reali-
tätsgerechten aktiven Mitarbeit am Pro-
jekt Integration bereit gefunden zu haben.
In der Vermittlungsarbeit unter den
Psychologenverbänden und zur Politik
spielten auf Seiten der AGR  v.a. Ellen
Bruckmayer (Deutsche Gesellschaft für
Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychoso-
matik und Tiefenpsychologie, DGPT), Jo-
chen Weidaas (Vereinigung) und Heiner
Sasse (Deutsche Gesellschaft für Indivi-
dualpsychologie ,DGIP) eine wichtige Rol-
le, wie auch Vertreter des bvvp.

Im Frühjahr 2007 führte ein in harten
Verhandlungen ausgehandelter Kompro-
miss zum Startschuss für das PTG- Geset-
zesverfahren nach dem Integrationsmodell.
Um ein erneutes Scheitern am Widerstand
der SPD-Bundesratsmehrheit gegen die Zu-
zahlungspflicht zu umgehen, war die
CDU/FDP-Koalition auf den Kunstgriff ge-
kommen, diese in einem gesonderten eige-
nen Gesetz unterzubringen. Wenige Tage
vor der Anhörung des Gesetzentwurfes im
Bundestag kam es – erfreulicherweise ohne
aufschiebende Wirkung – zum Eklat auf der
KBV-VV. Aus einer Stimmungsmache her-
aus gegen eine angebliche Flut von ins 
System drängenden Psychotherapeuten
stimmten die Delegierten in letzter Minute
noch mehrheitlich gegen das Gesetzesvor-
haben. Doch da konnte der Zug schon nicht
mehr aufgehalten werden. Im März 1998
wurde das PTG endlich verabschiedet.

Einem weiteren Glücksfall des Regie-
rungswechsels zur Rot-Grünen Koalition
war zu verdanken, dass das im Doppelpack
mit verabschiedete Zuzahlungsgesetz noch
vor dessen Inkrafttreten kassiert wurde. Der
bvvp hatte dabei dem Glück insofern nach-
geholfen, als er sich unmittelbar nach PTG-
Verabschiedung – erneut, wie 1994, mit al-
len guten Argumenten gegen die Zuzahlung
an die Politik gewandt hatte. Aber auch bei
der Nachbesserung des Psychotherapie-Bud-
gets durch die rot-grüne Koalition hatte der
bvvp seinen Einfluss geltend gemacht: Er
hatte sich im Vermittlungsverfahren ganz
entschieden für dessen Aufstockung einge-
setzt, die vorgetragenen Argumente mit kon-
kreten Daten und Berechnungen zur Fi-
nanzierungslücke untermauert. Nach dem
Machtwechsel wurde dann mit dem GKV-
Solidaritätsstärkungsgesetz der Erstat-
tungsanteil am Psychotherapie-Budget noch
rechtzeitig vor Inkrafttreten des PTG er-
höht. So trat ein bereits verbessertes PTG oh-
ne Zuzahlungsverpflichtung für Psychothe-
rapiepatienten im Gepäck am 01. Januar
1999 in Kraft.

Wenn im Folgenden die Entwicklung
der ersten zehn Jahre Psychotherapeuten-
gesetz nachgezeichnet werden sollen, so
sind die Ergebnisse einerseits im Licht der
damals zu bewältigenden Hürden und der
divergierenden Kräfte unter den histori-
schen Begleitumständen zu betrachten, an-
dererseits am Maßstab der damals wie heu-
te anstehenden diversen Integrationsauf-
gaben zu beurteilen.

Das Integrationsmodell startete 1999 un-
ter denkbar ungünstigen Konstellationen:
Bereits sechs Jahre währende K(B)V-Poli-
tik unter Budget-Bedingungen hatte zu ei-
ner erheblichen Aufheizung des Klimas der
Interessengruppen untereinander geführt
(Haifisch-Becken), zu einem Verlust kon-
zeptionellen Handelns bei den im Topf-
denken erstarrten Vergütungsregelungen.
Eine Ausweitung durch eine neue Berufs-
gruppe wirkte da mitunter wie eine
Zwangsumsiedlung einer fremden Volks-
gruppe ins eigene Land zu Zeiten anhal-
tender Rezession. Jede Forderung nach hö-
herer Vergütung musste wie eine Alimen-
tierungsverpflichtung aus der eigenen
klammen Tasche erlebt werden. Das von
der Politik konzipierte Psychotherapie-
Budget war trotz Nachbesserung weit un-
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ter dem erforderlichen Finanzierungsrah-
men geblieben, was Abwehrbewegungen
und Anfeindungen seitens der Ärzteschaft
geradezu provozieren musste. Außerdem
hatte die Ärzteschaft mit der narzisstischen
Kränkung fertig zu werden, nicht mehr al-
leiniger Heilberuf in den eigenen Organi-
sationsstrukturen zu sein.

Die KBV versuchte 
die übrige  Ärzteschaft 
vor weiteren Belastungen 
im Budget zu schützen 

Auf KBV-Ebene drückte sich die Abwehr-
bewegung in der jahrelangen Leugnung der
von BSG und Gesetzgeber klar formulier-
ten Vergütungsansprüche der Psychothe-
rapeuten aus: Mit immer neuen, offen-
kundig rechtsfehlerhaften Bewertungsaus-
schuss-Beschlüssen versuchte die KBV die
übrige Ärzteschaft vor weiteren Belastun-
gen im Budget zu schützen. Damit ver-
fehlte sie aber neben ihren körperschaft-
lichen Verpflichtungen den Psychothera-

peuten gegenüber auch die Chance, mit
breiter Unterstützung aller Psychothera-
peuten – und vermutlich auch der Gerichte
– das für den Ausbau der psychotherapeu-
tischen Versorgung erforderliche zusätzli-
che Geld von den Krankenkassen einzu-
treiben. Weitblick hatte nicht Konjunktur.

Auf KV-Ebene hatten die  Psychologi-
schen Psychotherapeuten und KJP vie-
lerorts erst recht nicht viel zu lachen: Sie
wurden dort nicht selten zum Blitzableiter
für Hausarzt-Facharzt-Spannungen. Und
die ärztlichen Psychotherapeuten saßen mit
ihnen im gleichen Boot oder wurden auf-
grund mangelnder Differenzierung dort
hineingesetzt. Dennoch ist es erstaunlich,
wie weit inzwischen die Integration in die
Strukturen der Selbstverwaltung vorange-
kommen ist und Kooperation gelebt wird:
Nicht nur in den Verlautbarungen, bei de-
nen nach Anfangsschwierigkeiten inzwi-
schen ganz selbstverständlich in einem
Atemzug von „Ärzten und Psychothera-
peuten“ gesprochen und geschrieben wird,
hat sich der Ton zum Miteinander gewan-

delt, sondern auch in der Repräsentanz in
den Organen hat sich vielerorts eine er-
freuliche Bereitschaft zur Kooperation ge-
zeigt. Mit dem Selbstverständlich-Werden
gemeinsamer Gremienarbeit hat man sich
allmählich gegenseitig über die Berufs-
gruppengrenzen hinweg schätzen gelernt.
Die Umfrage der KBV bezüglich der  Ein-
stellung der Ärzte- und Psychotherapeu-
tenschaft zum KV-System erbrachte aus-
gerechnet bei den Psychotherapeuten rela-
tiv hohe Zustimmungsraten. Diese sind
sicher weniger einer gelungenen Honorar-
politik zu verdanken als vielmehr einer ge-
wachsenen realpolitischen Einsicht, dass
trotz  gemischter Erfahrungen mit der In-
tegration die Psychotherapie in einem öf-
fentlich rechtlichen System besser aufge-
hoben ist als in konkurrierenden Wettbe-
werbsstrukturen. Dieses scheinen auch
frühere Gegner der Integration unter den
Psychologen inzwischen anzuerkennen.

Es bedurfte allerdings erst der mit Wett-
bewerbstärkungsgesetz herbeigeführten
Zentralisierung wesentlicher Vergütungs-

Vor zehn Jahren drängte 
das „Stiefkind Psychotherapie“ 
in das System der Kassenärztlichen
Vereinigung.
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regelungen, ehe wichtige Integrationsziele
nun auch honorarpolitisch umzusetzen
möglich waren: Gleiche Vergütung der
psychotherapeutischen Behandlungslei-
stungen für alle psychotherapeutisch Täti-
ge aus einem integrierten Psychotherapie-
Budget, angemessene Bewertung im Ein-
heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM),
Zeitbudget statt Regelleistungsvolumen,
Honorar für psychosomatische Versorgung
und psychotherapeutische Sprechstunden-
tätigkeit stellen entscheidende Verbesse-
rungen dar mit positiver integrativer Wir-
kung. Vermindert haben sich damit vorerst
auch die Lust und das Streben nach einem
abgetrennten psychotherapeutischen Ver-
sorgungsbereich mit eigenem Budget. Das
war vor wenigen Jahren noch erklärtes Ziel
einer starken Psychotherapeutengruppie-
rung. Eine solche Sektionierung wäre zwin-
gend mit einer spaltenden Grenzziehung
durch die Reihen der psychotherapeutisch
Tätigen verbunden gewesen. Das hätte in
weiterer Konsequenz strukturell zementiert
zu einem Agieren dieser unterschiedlichen
psychotherapeutischen Fraktionen gegen-
einander mit fatalen Folgen für Versorgung
und Interessenwahrnehmung geführt.

Integrationsarbeit war in vielerlei Hin-
sicht zu leisten nicht nur nach außen, son-
dern gleichermaßen nach innen: innerhalb
der Reihen der psychotherapeutisch Tätigen
im Feld der gemeinsamen Organisations-
und Versorgungsstrukturen. Das Ausmaß der
Integrationsarbeit lässt sich allein schon an
der Vielfalt der Gruppierungen festmachen,
die miteinander immer aufs Neue Koopera-
tion zu proben haben: ärztliche und psycho-
logische Psychotherapeuten, Kinder- und
Jungendlichenpsychotherapeuten, Fachärzte
für Psychosomatik und Psychotherapie,
Fachärzte für Psychiatrie und Psychothera-
pie, Nervenärzte und Kinder- und Jugendli-
chenpsychiater. Hier sieht der bvvp sein zen-
trales Betätigungsfeld: denn selbst elaborierte
Kompetenzen zum Beispiel in der Honorar-
politik nützten wenig, wenn im Feld der
Interessendurchsetzung unüberbrückbare
Grabenkämpfe zum divide et impera führ-
ten. Hier seien nur die Spannungen erwähnt,
die immer wieder zwischen Psychologen und
Ärzten im gemeinsamen Feld aufgetreten
sind und noch bestehen. Die Honorarrege-
lungen ab 2009 können hier zu deutlicher
Entspannung führen.

Schließlich lassen sich auch in Hinblick
auf die Integration der ehemaligen Erstat-
tungspsychotherapie beachtliche Erfolge
verbuchen: Die alte Mauer zwischen den
Fraktionen und in den Köpfen ist weitest-
gehend gefallen. Ehemalige Erstattungs-
psychotherapeuten und Richtlinienpsy-
chotherapeuten haben sich zunehmend in
allen Verbänden gemischt, machen ge-
meinsam Politik. Es kam sogar zu einer
Heirat zwischen zwei vormals gegensätz-
lichen Lagern angehörenden Verbänden zu
einem einzigen Deutscher Psychothera-
peutenverband (DPTV), was aber - wie man
so hört – nicht ganz ohne  mitunter an-
strengende interne Beziehungsarbeit von-
statten ging. Es gibt inzwischen auch einen
gemeinsamen „Gesprächskreis II“, in dem
alle PP- und KJP- Verbände einschließlich
der gemischten Verbände unterschiedslos
zusammenarbeiten. Dort sind die vorma-
ligen AGR- beziehungsweise AGPT- Frak-
tionsgrenzen nicht mehr wahrnehmbar.

Der Ton hat sich zum 
Miteinander gewandelt

Nur in einer Hinsicht sind die Integra-
tionsbemühungen bisher leider gescheitert:
Die Politik hatte ausdrücklich gewünscht,
dass mit dem Psychotherapeutengesetz den
Kanon der Richtlinienverfahren um sog.
neue Verfahren erweitert würde und ent-
sprechend offene Gesetzesformulierungen
gewählt, allerdings ohne dabei institutio-
nell-fachlichen Entscheidungsprozessen
vorzugreifen. Doch diese angestrebte Inte-
gration weiterer Psychotherapieverfahren
in die GKV-Versorgung, die ehemals im Er-
stattungsbereich angewandt wurden, fand
bisher nicht statt. Abgewehrt wurden die
möglichen neuen Verfahren, allen voran die
Gesprächspsychotherapie, mit einem neu-
en Psychotherapie-Paradigma: Die Verob-
jektivierbarkeit des psychotherapeutischen
Behandlungsgeschehens soll unter dem Ge-
sichtspunkt der Reproduzierbarkeit von Ef-
fekten und einer möglichst lückenlosen wis-
senschaftlichen Überprüfbarkeit des Vor-
gehens zum Maßstab werden für die
Beurteilung von Psychotherapieverfahren
hinsichtlich ihrer Eignung zur Kranken-
versorgung. Manualisierung, Strukturie-
rung seelischer Leiden anhand von Symp-
tomkonstellationen, wissenschaftliche Kon-

struktionen mit Vorgehensmodulen soll ei-
ne Psychotherapie ersetzen, die zuerst um
die Erfassung der höchst individuellen Be-
deutungen von Symptomen, (Fehl-) Vor-
stellungen, emotionalen Leidenszuständen
und scheiternden Beziehungsgestaltungen
ringt und damit hoffnungslos subjektbe-
zogen und hinsichtlich des Behandlungs-
geschehens nicht reproduzierbar erscheint,
aber durchaus auf seine Effektivität gegen-
standsadäquat überprüfbar ist. Das neue
Paradigma, heimisch im Forschungsansatz
der Verhaltenstherapie, avanciert derzeit
mit dem Erstarken der evidenzbasierten
Medizin im Bereich der Somato-Medizin
zur beherrschenden Ausrichtung. Von die-
ser geht inzwischen die größte Bedrohung
für die integrierte psychotherapeutische
Versorgung aus. Akademische Psychologie
und Universitätspsychiatrie promoten syn-
dromspezifische technisch durchstruktu-
rierte Verfahren und haben zu einem Ver-
drängungskampf gegenüber erfahrungs-
wissenschaftlich ausgerichteten
Psychotherapieverfahren angesetzt. So ver-
sucht beispielsweise der Wissenschaftliche
Beirat Psychotherapie einen erlernten
Strauß so genannter störungsspezifischer
Methoden als zukünftig wegweisende Aus-
richtung  professioneller Anwendung von
Psychotherapie voranzubringen. Und auf
Seiten der Psychiatrie werden integrierte
Versorgungsverträge abgeschlossen mit dem
Bemühen, Richtlinienpsychotherapie und
Richtlinienpsychotherapeuten außen vor
zu lassen zugunsten einer Kombinations-
behandlung von meist kurzfristiger ange-
legten störungsspezifischen Behandlungs-
ansätzen mit medikamentöser Therapie.
Mit dem Versprechen schneller und billiger
zu erzielender Effekte kann es statt zu ei-
ner eigentlich erforderlichen Erweiterung
des Angebots an Psychotherapieverfahren
zu einer weiteren Verarmung der psycho-
therapeutischen Versorgungslandschaft
kommen.

Allerdings hat die Psychotherapie sich in
zehn Jahren PTG und Integration so gut
entwickelt, dass berechtigte Hoffnung be-
steht, dass diese Einseitigkeiten der mo-
mentanen Entwicklung korrigiert werden
können. Nach zehn Jahren Psychothera-
peutengesetz kann summa summarum das
Integrationsmodell als Erfolgsmodell ge-
feiert werden. ___
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Beim ersten Anlauf zum PTG waren Psychotherapeuten
nur ärztliche Heilhilfspersonen ohne Qualitätsnachweis.
Vieles ist auch heute noch nicht ausgestanden. Summa
summarum hat sich das Psychotherapeutengesetz in zehn
Jahren trotz aller Widrigkeiten bewährt
Von Helga Kühn-Mengel, MdB, Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten 

Auskunft einer 
Patientenbeauftragten 

Die Psychotherapeuten 
mussten viele Körbe kassieren.

___ Erste Ansätze zu einer gesetzlichen Re-
gelung zur Berufsausübung der Psycho-
therapie in Deutschland finden sich in dem
„Gesetz zur berufsmäßigen Ausübung der
Heilkunde ohne Bestallung“ von 1939. Da-
nach war eine Zulassung für heilkundlich
tätige Psychotherapeuten erforderlich. Ei-
ne Weiterentwicklung ist im Jahre 1967 die
erste Psychotherapie-Richtlinie. In dieser
werden psychische Beschwerden als Krank-
heit und erste psychotherapeutische Ver-
fahren als Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung anerkannt. Diese Lei-
stungen konnten allerdings zunächst nur
von Ärzten und Ärztinnen erbracht wer-
den, bis 1972 das Delegationsverfahren in
die Psychotherapie-Richtlinien aufgenom-
men wurde.

Der damit verbundene Status einer ärzt-
lichen Heilhilfsperson war mit dem Selbst-
verständnis der nichtärztlichen Psycho-
therapeuten nicht vereinbar. Ein erster An-
lauf zu einem Psychotherapeutengesetz
(PsychThG) im Jahre 1978 scheiterte aber
bereits im Stadium des Referentenentwurfs.

So mussten die Patientinnen und Patien-
ten weiterhin mühsam ihre Rechte vor Ge-
richt streiten.

Die Behandlungsqualität 
war anfangs für Patienten 
nicht erkennbar

Zwischenzeitlich entwickelten sich unter-
schiedliche psychotherapeutische Ange-
bote stetig fort. Psychotherapeutische Lei-
stungen wurden von verschiedensten Be-
rufsgruppen angeboten. Auf der Grundlage
eines Urteils des Bundesverwaltungsge-
richts von 1989 konnte die Berechtigung
zur psychotherapeutischen Leistungser-
bringung durch eine auf Psychotherapie
eingeschränkte Erlaubnis zur Erbringung
von Heilbehandlung nach dem Heilprak-
tikergesetz erreicht werden. Nach der Zu-
lassung als Heilpraktiker konnte sich je-
der Psychotherapeut beziehungsweise
Psychotherapeutin nennen. Des Nachwei-
ses einer fachspezifischen Qualifikation
bedurfte es nicht.

Den Patienten war es kaum möglich, die
Qualität der Behandlung zu erkennen. Ge-
setzliche Regelungen wurden deshalb un-
abdingbar. Dies führte im Jahre 1990 zur
Erarbeitung von Eckpunkten durch den
Gesetzgeber für ein PsychThG und zu ei-
nem Referentenentwurf. Dieser Gesetzes-
entwurf passierte den Bundestag, scheiter-
te aber im Bundesrat.

Gleichwohl war Bewegung in die Sache
gekommen und 1997 wurde erneut ein Re-
ferentenentwurf eingebracht. Als Mitglied
1996 in den Bundestag eingetreten, kann
ich mich noch sehr gut an die intensiven
Auseinandersetzungen und die vielen Kom-
promisse erinnern, die geschlossen werden
mussten, bevor das PsychThG 1998 sowohl
vom Bundestag, als auch Bundesrat ver-
abschiedet wurde und zum 01. Januar 1999
in Kraft treten konnte. Als Diplompsycho-
login hat mich das Thema natürlich sehr
beschäftigt und ich habe mich gerne für
diese Sache engagiert.

Durch das PsychThG wurden zunächst
berufliche Qualifikationsstandards gesetzt
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und die Anforderungen an Ausbildung und
praktische Tätigkeit für Psychotherapeu-
ten einheitlich festgelegt. Das PsychThG
stellt Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten mit psychotherapeutisch täti-
gen Ärztinnen und Ärzten unter anderem
bei der Vergütung von psychotherapeuti-
schen Leistungen, bei den Behandlungs-
befugnissen und bei Regelungen zum Zu-
gang und zur Beendigung der vertrags-
ärztlichen Versorgung, gleich. Sie wurden
in die Kassenärztlichen Vereinigungen und
in die Kassenärztliche Bundesvereinigung
als deren vollwertige Mitglieder integriert.
Dies war und ist auch noch heute der SPD
sehr wichtig und die damalige Zustimmung
der SPD zum Gesetz hing maßgeblich von
diesem Punkt ab. Die Gleichstellung spie-
gelt sich auch bei der paritätischen Beset-
zung in den Gremien, zum Beispiel bis zum
30. Juli 2008 im Gemeinsamen Bundes-
ausschuss, sowie in den Zulassungsgremien
und Fachausschüssen bei den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen und in der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung wider.

Die psychotherapeutische 
Versorgung in Deutschland 
konnte sich auf hohem
Niveau etablieren

Die Leistungserbringung wurde neu ge-
ordnet. Patienten und Patientinnen konn-
ten ohne Umweg über den Hausarzt einen
zugelassenen Psychotherapeuten aufsu-
chen. Eine gesonderte Zuzahlung der
Psychotherapie-Patienten für psychothe-
rapeutische Leistungen konnte vermieden
werden. Auch davon hing damals die Zu-
stimmung der SPD zum Gesetz ab.

Es wurde eine gemeinsame Bedarfspla-
nung eingeführt, dabei wurde für Ärzte
und Psychotherapeuten, die psychothera-
peutische Leistungen erbringen, jeweils ei-
ne Mindestquote von 40 Prozent festge-
schrieben.

Die Vergütung der psychotherapeuti-
schen Leistungen erfolgte nun über die Kas-
senärztlichen Vereinigungen nach dem Ein-
heitlichen Bewertungsmaßstab aus be-

stimmten Gebührenziffern und diesen zu-
geordneten Punktwerten. Die Basis hier-
für bildeten vereinfacht dargestellt die Ab-
rechnungen der Jahre 1996 bis 1998.

Insgesamt kann nach zehnjähriger Er-
fahrung festgestellt werden, dass es mit dem
PsychThG gelungen ist, die psychothera-
peutische Versorgung in Deutschland -
auch im internationalen Vergleich - auf ei-
nem hohen Niveau zu etablieren. Das wich-
tige Ziel einer qualitativ hochwertigen Ver-
sorgung wurde erreicht. Patientinnen und
Patienten können anhand der Berufsbe-
zeichnung erkennen, ob es sich um einen
zur Psychotherapie qualifizierten Psycho-
therapeuten handelt oder nicht. Auch in
der öffentlichen Wahrnehmung hat sich
der Beruf des Psychotherapeuten positiv
gefestigt. Die anfangs auf der Ebene der
standespolitischen Vertretung von Kon-
kurrenzaspekten belastete Kooperation
zwischen Ärzten und Psychotherapeuten
gestaltet sich inzwischen zunehmend kon-
struktiv.

Ein Beleg hierfür ist der Deutsche Ärz-
tetag 2007. Er hat das Erfordernis psycho-
therapeutischen Denkens im ärztlichen
Handeln zu einem Schwerpunktthema ge-
macht.

Es gibt aber auch kritische Aspekte der
aktuellen Gesetzeslage. Die Vergütung
psychotherapeutischer Leistungen war von
Anfang an unbefriedigend und dringend
nachbesserungsbedürftig. Es bedurfte
wiederholter BSG-Entscheidungen, um
diese Benachteiligung zu mindern.

Durch das GKV-Gesundheitsreformge-
setz 2000 sind daher die Kassenärztlichen
Vereinigungen verpflichtet worden, in dem
von ihnen festzulegenden Honorarvertei-
lungsmaßstab, Regelun¬gen für die Ver-
gütung der Leistungen von Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten zu treffen, die eine
angemessene Höhe der Vergütung je Zei-
teinheit gewährleisten. Dies habe ich selbst
als Mitglied im Gesundheitsausschuss des
Deutschen Bundestages wiederholt gefor-
dert. Auch die wiederholte Rechtsprechung
des BSG (zum Besipiel das Urteil vom 25.

August 1999; BG KA 14/98 R) hat erheb-
lich dazu beigetragen, dass sich die Vergü-
tungssituation für psychotherapeutische
Leistungen verbesserte. Dadurch hat sich in
den Jahren 1999 bis 2006 die Honorar-
summe der psychologischen Psychothera-
peuten bundesweit von rund 386 Millio-
nen. Euro auf rund 904 Millionen Euro
deutlich mehr als verdoppelt.

Auch zukünftig werden Psychothera-
peuten von der im GKV- Wettbewerbs-
stärkungsgesetz (GKV-WSG) enthaltenen
grundsätzlichen Reform des vertragsärzt-
lichen Vergütungssystems ab dem Jahr 2009
profitieren. Zentraler Teil dieser Reform
ist, dass vertragsärztlichen Leistungen – zu-
mindest im Rahmen bestimmter Lei-
stungsmengen – mit den festen Preisen ei-
ner Euro-Gebührenordnung angemessen
vergütet werden sollen. Mit der Neuord-
nung wird die Budgetierung aufgehoben
und die Voraussetzungen geschaffen, um
die Qualität der Versorgung weiterzuent-
wickeln und entstehende Versorgungslük-
ken durch Honorarzuschläge in Zukunft
zu schließen. Der für die Ausgestaltung des
einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM)
zuständige Bewertungsausschuss hat hier-
zu beschlossen, dass die Vergütungen der
niedergelassenen Ärzte und nichtärztlichen
Psychotherapeuten im nächsten Jahr um
mindestens 2,75 Milliarden Euro steigen
werden. Die Gesamtvergütung wird nicht
mehr von der Entwicklung der Grund-
lohnsumme abhängt, sondern sich an der
Morbidität der Versicherten orientieren;
das Vergütungsvolumen der antrags- und
genehmigungspflichtigen Leistungen der
Psychotherapie um 160 Millionen Euro an-
gehoben wird. Für diese Leistungen wird es
künftig einen eigenständigen Vergütungs-
bereich geben. Die niedergelassenen
Psychotherapeuten erhalten hiermit ein
kalkulierbares, gerechteres aber auch trans-
parentes Honorarsystem. Ein weiterer kri-
tischer Aspekt ist die Bedarfsplanung. Der
Bedarf wurde bei der Einführung des
PsychThG sowohl bei den Psychologischen
Psychotherapeuten als auch bei den Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten un-
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Verfahren abgelehnt, den Zugang zur Ge-
sprächpsychotherapie den Patienten zu er-
möglichen. Als Patientenbeauftragte der
Bundesregierung ist mir dies völlig unver-
ständlich. Jetzt werden die Gerichte das
Weitere klären.

In der öffentlichen 
Wahrnehmung hat sich der 
Beruf des Psychotherapeuten 
positiv gefestigt

Von besonderer Bedeutung ist für mich
auch eine verbindliche Bestimmungen für
die Vergütung von Diplom-Psychologen,
die sich in Ausbildung zum Psychologi-
schen Psychotherapeuten befinden. Hier
sollte im Psychotherapeutengesetz eine ver-
bindliche Regelung der Vergütung der ver-
pflichtenden praktischen Tätigkeit von
Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten in Ausbildung (PiAs) und Kinder-
und Jugendlichen-Psychotherapeutinnen
und -therapeuten in Ausbildung (KJPiAs)
in Einrichtungen der psychiatrischen Ver-
sorgung erfolgen.

Trotz der hier beschriebenen Schwierig-
keiten und erforderlichen Nachbesserungen
hat sich das PsychThG in den vergangenen
zehn Jahren in seinem Kern bewährt. Es
stärkt sowohl die Psychotherapie als auch
die Rechte der Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten und der Patientinnen
und Patienten. Als Patientenbeauftragte der
Bundesregierung werde ich die mit den
letzten Gesetzesänderungen auf den Weg
gebrachten positiven Ansätze kritisch ver-
folgen und mich auch weiterhin für die Be-
lange sowohl der Psychotherapeuten als
auch der Patienten einsetzen. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit hat in Zu-
sammenhang mit dem Bologna-Prozess ein
Forschungsgutachten zu dem PsychThG in
Auftrag gegeben, von dem Hinweise für er-
forderliche Veränderungen des PsychThG
erwartet werden. Es ist zu wünschen, dass
mit der Novellierung einige Schwachstellen
korrigiert werden können und dadurch die
Versorgung der Patienten noch weiter ver-
bessert werden wird. ___

schnitt bei circa 13 Prozent und in circa
35 Prozent der Planungsbereiche sank er
sogar unter 10 Prozent (Daten KBV, Stand
31. Dezember 2006). Hier war gesetzgebe-
risches Handeln dringend erforderlich. So
wurde mit dem GKV-OrgWG zum 01. Ja-
nuar 2009 für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten eine eigene Bedarfs-
planung eingeführt wurde. Positiv zu be-
werten ist, dass die zunächst von der
Bundesregierung angestrebte 10-Prozent-
Regelung, die ich für viel zu niedrig hielt,
zugunsten einer Mindestquote von 20 Pro-
zent abgewendet werden konnte.

Durch das GKV-OrgWG wurde zudem
die Mindestquote der psychotherapeutisch
tätigen Ärzte und Ärztinnen von 40  auf 25
Prozent abgesenkt. Diese gesetzgeberischen
Maßnahmen werden sich positiv auf die
Bedarfsplanung der nichtärztlichen Psycho-
therapeuten auswirken und die Versor-
gungssituation der Patienten und Patien-
tinnen weiter verbessern.

Besondere Sorge bereitet mir die quali-
tative Weiterentwicklung der psychothera-
peutischen Versorgung. Hier ist das Gesetz
deutlich besser als seine Umsetzung in
Form des untergesetzlichen Regelungs-
werkes. Der Gesetzgeber hat - ausdrücklic
mit dem Ziel, Weiterentwicklungen zu er-
möglichen – an die Stelle einer abschlie-
ßenden Benennung von Psychotherapie-
verfahren den Begriff des „wissenschaft-
lich anerkannten Verfahrens“ in das Gesetz
aufgenommen. Zehn Jahre nach Inkraft-
treten des PsychThG muss festgestellt wer-
den, dass die psychotherapeutischen Be-
handlungsangebote für die Versicherten
auf dem Stand von 1998 verharren. Ein be-
sonderes Beispiel dafür ist die Gespräch-
psychotherapie. Dieses in der Fachlitera-
tur als besonders gut beforscht beschrie-
bene Psychotherapieverfahren war zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens des PsychThG
das am meisten und von den Patientinnen
und Patienten besonders nachgefragte
Psychotherapieverfahren. Entgegen dem
Konsens in der Fachwissenschaft hat der
Gemeinsame Bundesausschuss nach einem
besonders langwierigen und umstrittenen

Helga Kühn-Mengel, ist Mitglied im
Bundestag (MdB) und Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange der
Patientinnen und Patienten. Die Di-
plompsychologin ist seit 1972 bei der
Forschungsgemeinschaft Das körper-
behinderte Kind und beim Zentrum für
Frühförderung und Frühbehandlung
tätig. Vorsitzende der Arbeiterwohlfahrt,
Mitglied des Verwaltungsbeirats Le-
benshilfe Wohnstätten e.V., stellvertre-
tendes Mitglied des Rundfunkrates des
WDR, Bundesvorsitzende der Gesell-
schaft für wissenschaftliche Gesprächs-
psychotherapie, Präsidentin der Bundes-
vereinigung für Gesundheit e.V.. Als
SPD-Mitglied ist sie seit 2004 Beauf-
tragte der Bundesregierung und setzt
sich dafür ein, die Rechte der Patienten
zu stärken und weiterzuentwickeln. Sie
war Mitglied des Gesundheitsaus-
schusses in der Zeit der Beratung und
Verabschiedung des PTG.
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zutreffend festgelegt, weil keine epidemio-
logischen Daten zugrunde gelegt wurden.
Dies führte teilweise zu einer unbefriedi-
genden Versorgungssituation für Patien-
ten und Patientinnen, die ich in meiner
Funktion als Patientenbeauftragte immer
wieder angemahnt habe.

Besonders gravierend war die Versor-
gungssituation für Kinder und Jugendli-
che in einigen ländlichen Gebieten, da für
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten bislang keine eigene Bedarfspla-
nung existierte. Bundesweit lag ihr Durch-
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___ Aus hessischer Perspektive betrachte
ich zehn Jahre Integration in die Kassen-
ärztliche  Vereinigung (KV) im Rückblick
ambivalent.

Bereits vor dem Psychotherapeutenge-
setz (PsychThG) gab es in den 90er Jahren
in der Bezirksstelle Wiesbaden einen
Psychotherapieausschuss, in dem Psycho-
logische und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten neben den ärztlichen
Psychotherapeuten von Anfang an gleich-
berechtigt eingebunden waren. Auf Initia-
tive von Thomas Charlier und Jochen Klau-
enflügel, damals psychotherapeutische Mit-
glieder in der Abgeordnetenversammlung
der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen
(KVH), wurde dann ein Vorläufer des spä-
teren Beratenden Fachausschusses Psycho-
therapie in der KVH Landesstelle einge-
richtet. Zusammen mit Charlotte Günther

wurde ich in dieses Gremium berufen. Es
war ein erster Schritt, als Delegationspsy-
chologin auf der KV-Landesebene mit ei-
gener Stimme sprechen zu können. Im Vor-
feld der Verabschiedung zum PsychThG
positionierten sich dann die verschiedenen
Berufsverbände der Psychotherapeuten.
Erstmals gab es ein Forum, bei dem Ko-
stenerstatter-Verbände und Delegations-
psychologenverbände zusammentrafen.
Damals waren wir alle nicht reif zu wirk-
licher Kooperation, eher wurden die claims
für die ersten KV-Wahlen abgesteckt. So
erinnere ich mich 1998 an eine denkwür-
dige Sitzung im Hessischen Sozialministe-
rium (HSM), bei der es um die Vorberei-
tung zur Umsetzung des PsychThG ging.
Alle hessischen Krankenkassen waren ein-
geladen, sowie die KVH und die PT-Be-
rufsverbände. Es ging ca. acht Stunden um

Probleme der Zulassung, der Finanzierung,
von Nachweisen und Ähnlichem. Wir sa-
ßen nicht nur symbolisch auf dem Trok-
kenen. Das HSM hatte weder für Geträn-
ke noch für einen Imbiss gesorgt. Als es
darum ging, dass die Krankenkassen eine
Ansprechperson für Fragen benannt ha-
ben wollten, neigte die PT-Gruppe dazu,
sich auf mich zu einigen. Es kam jedoch zu
einem Störfeuer eines Kollegen, so dass wir
uns als zerstrittene Gruppe präsentierten -
keine gute Einführung vor der KVH und
den Krankenkassen.

Im Vorfeld der ersten KV-Wahl gab es
dann eine vom Hessischen Sozialministe-
rium benannten Beratenden Fachaus-
schuss. Da sich auch hier die Berufsver-
bände nicht auf eine Besetzung einigen
konnten, entschied das HSM aufgrund un-
klarer Kriterien. Auch kein guter Einstieg

„Was hätten die niedergelassenen Ärzte 
ohne uns als Sündenbock gemacht?“

Allem Anfang wohnt ein Zauber inne.
Beim Einzug in die Kassenärztliche 
Vereinigung war für die Psychotherapie
davon aber nicht viel zu spüren.
Elisabeth Schneider-Reinsch und 
Benedikt Waldherr zeichnen den
schwierigen Weg der Integration 
aus ihrer jeweiligen Sicht nach

Von Elisabeth Schneider-Reinsch, Vorsitzende des Verbandes Hessischer Vertragspsychotherapeuten (vhvp) 
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Elisabeth Schneider-Reinsch ist Psycho-
logische Psychotherapeutin für Verhal-
tenstherapie und Vorsitzende des Ver-
bandes Hessischer Vertragspsychothe-
rapeuten vhvp. Sie ist Mitglied der
Vertreterversammlung und im Haupt-
ausschuss der KVH sowie im Landes-
ausschuss Ärzte-Krankenkassen und im
Gemeinsamen Beirat der LÄKH und
LPPKJP, Delegierte der Landeskammer
für PP/KJP Hessen.
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in die gemeinsame Interessenvertretung.
Wenn ich heute darüber nachdenke, bin
ich der Meinung, wir hätten durch mehr
Abstimmung über Verbandsgrenzen hin-
weg einen erfolgreicheren Start in die neue
Welt der ärztlichen Selbstverwaltung ge-
schafft. So waren wir zerstritten und tru-
gen das nach außen. Das ist heute noch ein
Image, das wir bei manchen Ärztefunktio-
nären haben. Die erste KVH-Wahl 2000
brachte dann klare Verhältnisse: Der vhvp
war mit seinen Verbündeten aus DGPT
(Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse,
Psychotherapie, Psychosomatik und Tie-

fenpsychologie) und VAKJP(Vereinigung
Analytischer Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapeuten) in allen sieben Be-
zirksstellen vertreten und konnte sich er-
folgreich in den verschiedenen KV-Gre-
mien positionieren.

„Beschlüsse zur Vergütung der
psychotherapeutischen Arbeit 
empfanden wir oft als Hohn“

Fremde, Neue, Nicht-Ärzte, die mit „La-
bern“ ihr Geld verdienen in der ärztlichen
Selbstverwaltung? Vor Aufnahme der Arbeit
in den damaligen Geschäftsausschüssen,
heute Bezirksausschüsse, haben wir uns
mit einem freundlichen Schreiben den an-
deren Geschäftausschuss-Mitgliedern vor-
gestellt und unsere Kooperation angeboten.
Erstaunlicherweise wurden auf Anhieb Karl
Seipel und Charlotte Günther zu stellver-
tretenden Geschäftsausschuss-Vorsitzen-
den gewählt und damit auch stellvertre-
tende Mitglieder im Landesvorstand der
KV, der sich aus den Geschäftsausschuss-
Vorsitzenden plus Vorsitzenden und Stell-
vertreter der KVH zusammensetzte. Ich
selbst wurde im Geschäftsausschuss Wies-
baden freundlich aufgenommen, und die
örtliche Verwaltung unterstützte mich bei
meinen Anliegen. Es war Usus, dass auch
der Ehrenvorsitzende der KV Wiesbaden,
Hans Ekopf, trotz hohen Alters, aber stets
mit geistiger Frische und Aufgeschlossen-
heit mir gegenüber als Vertreterin einer
neuen Berufsgruppe in der KVH an den
Geschäftsausschuss-Sitzungen teilnahm.
Ich empfand es als besonderes Kompli-
ment, als er sich am Ende der Wahlperio-
de von mir mit den Worten verabschiede-
te: „ Sie sind mir so ans Herz gewachsen wie
eine Ärztin“. Übrigens hat die KV Wiesba-
den damals alle Psychologischen Psycho-
therapeuten (PP) und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten (KJP) zu ei-

nem Begrüßungstreffen mit „Weck,
Worscht und Woi“ eingeladen – auch eine
schöne Geste, die nicht von allen PP/KJP
nach den Widrigkeiten der Zulassung ge-
würdigt werden konnte.

Auf der Landesebene und Bundesebene
- ich war bei der ersten Wahl zur KV auch
Mitglied der KBV Abgeordnetenversamm-
lung geworden- gab es widersprüchliche
Erfahrungen. Die Verwaltung verhielt sich
korrekt, aber nicht immer im Interesse der
Psychotherapeuten, wo es Spielräume gab.
Dabei denke ich auch an meine Zeit als
Mitglied des Bundesausschusses Ärzte-
Krankenkassen in seiner besonderen Zu-
sammensetzung für Psychotherapie, als es
um die Gesprächspsychotherapie und Neu-
ropsychologie ging. Auch die damaligen
Beschlüsse des Bewertungsausschusses zur
angemessenen Vergütung der Psychothe-
rapie empfanden wir oft als Hohn. Noch
heute müssen wir sehr sorgsam Beschlüs-
se der K(B)V prüfen, die die PT betreffen.
Wurde überhaupt der Beratende Fachaus-
schuss gefragt? Fragen stellen sich wie: Sind
die Bedingungen der psychotherapeuti-
schen Arbeit berücksichtigt, zum Beispiel
Zulassungsentziehungen aufgrund von
Fallzahlen? Werden Regelungen, die für so-
matisch tätige Ärzte gelten, auch ange-
messen auf Psychotherapeuten angewandt
im Hinblick auf Entlastungsassistenten zur
Überleitung einer PT-Praxis bei Praxisab-
gabe? Wie in anderen Institutionen auch
führt die Verwaltungsebene manchmal ein
Eigenleben, und wir erfahren oft nur durch
Einbindung in wichtige Selbstverwal-
tungsgremien - wie ich als Mitglied des
Hauptausschusses der KVH- von uns be-
rührenden Entscheidungen. Auch politi-
sche Initiativen sind nicht immer mit un-
seren Vorstellungen kompatibel, und das
muss benannt werden. Immer noch ist die
berufspolitische Arbeit mühsam, anstren-
gend, man wird misstrauisch, was man ei-
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gentlich gar nicht will. Inzwischen
kann ich mich gut davon distanzie-
ren, dass Angriffe nicht mir persönlich
gelten. Jahrelang wurden wir in der
KV verantwortlich gemacht für die
Vergütungsprobleme in der ambulan-
ten Versorgung. Manchmal habe ich
mich gefragt, was hätten die nieder-
gelassenen Ärzte ohne uns als Sün-
denbock gemacht? Hätten sie sich
dann eine andere Fachgruppe ausge-
guckt? Und dann wagten wir es seit
Mitte der 90er Jahre um angemessene
Honorare zu kämpfen. Jahrelang ha-
be ich gehört: Ihr habt zu wenig Geld
mitgebracht, deswegen gibt es die Pro-
bleme. Ignoriert wurde, dass viele von
uns bereits vor dem PsychThG über
die KV abgerechnet haben und An-
fang der 90er Jahre durch Punktwert-
verfall Leistungsausweitungen soma-
tisch tätiger Ärzte mitfinanzierten.

„Man braucht einen 
langen Atem und Distanz“

Jetzt haben wir ein Mehr an Honorar
von 160 Millionen Euro für die psycho-
therapeutische Vergütung 2009 erreicht,
und schon heißt es unter ärztlichen
Kollegen, das ist das Geld, das uns fehlt.
Was habe ich bei alldem gelernt? Wenn
es ums Geldverteilen geht, gibt es un-
vorstellbaren Neid und knallharte Ver-
teidigung von Partikularinteressen.
Für das berufspolitische Engagement
braucht man einen langen Atem und
die Fähigkeit, sich immer wieder dis-
tanzieren zu können. Aber neben all
den vielen Widrigkeiten habe ich auch
viel Respekt und Wertschätzung erfah-
ren. Das hilft mir weiterzumachen –
auch im Sinne unserer Patienten. ___

___ Als Anfang 1998 zum ersten Mal spür-
bar wurde, dass das Psychotherapeutenge-
setz Wirklichkeit werden wird, haben wir
das Gespräch mit der KV-Administration
gesucht. Wir, das waren Rudi Bittner - heu-
te 2. stellvertretender Vorstand der KV Bay-
ern und ich. Die Jahre zuvor, von 1995 bis
1998, war unser Vorhaben mit der KV-Ad-
ministration unter Lothar Wittek zu spre-
chen, regelmäßig zurückgewiesen worden.
Als Delegationspsychologen wurden wir
zwar honorartechnisch verwaltet, aber als
offizielle Gesprächspartner wurden wir vor
1998 nicht ernst genommen.

Regelmäßig Körbe kassiert

Kurz vor Integration der Psychotherapeu-
ten haben wir auf der Bezirksstellenebene
erstmals Gegeninteresse gespürt und am
12. Januar 1998 war es dann so weit. Wir
trafen auf die beiden Geschäftsführer der
Bezirksstelle Niederbayern. Ein Jurist und
ein Betriebswirt saßen uns gegenüber. Das
Gespräch war freundlich-abtastend, aber
in der Sache auch ernüchternd. Die Er-
nüchterung bestand darin, dass KV-Fach-
leute einen Gesetzestext anders interpre-
tieren, als wir Psychologen das zu verstehen
glaubten. Unsere positiven Auslegungen
zum Gesetzestext zum Beispiel zu den
Übergangsbestimmungen und zur Umset-
zung der Bedarfsplanung wurden mit der
Juristen eigenen Direktheit zerstäubt.

Die KV-Mitarbeiter taten sich am An-
fang schwer mit uns, weil wir keine Medi-
ziner waren. Die Anrede „Herr Doktor“
musste unzählige Male zurückgewiesen
werden. Ähnlich oft musste erklärt werden,
dass Psychologie ein eigenes Hochschul-
studium ist und dass ein Psychotherapeut
wirklich etwa eine ganze Stunde mit jedem
Patienten im Gespräch verbringt. Für eini-

ge in der Verwaltung waren wir Querulan-
ten, denn wir vom bvvp hatten damals
schon konsequent zum Widerspruch gegen
die Honorarbescheide aufgerufen. Die er-
ste bayerische Musterklage war 1995 ge-
startet. Sie wurde von Veronika Hillebrand,
unserer damaligen Landesvorsitzenden, ge-
führt. Die Administration unter Lothar Wit-
tek setzte nur um, was zwingend geboten
war und mehr nicht. Die strenge Auslegung
der Übergangsregelungen für Erstatter
konnten wir nicht verhindern. Die Rechts-
streitigkeiten vor den Sozialgerichten dau-
erten noch viele Jahre und einige Kollegen
verloren dabei ihre Existenz. Für uns Dele-
gationspsychotherapeuten war das Verfah-
ren im Gesetz einfacher geregelt. Als wir
Anfang 1999 unsere Approbationsurkun-
den und im Mai 1999 die KV-Zulassung in
Händen hatten, waren viele tief berührt.
Ein jahrelanger Kampf um fundamentale
Rechte war erfolgreich zu Ende gegangen.
Die eigentliche Integration politisch sowie
inhaltlich stand uns aber noch bevor. Im
Juni 1999 erhielten wir die Urkunden vom
bayerischen Sozialministerium für die er-
ste Besetzung des Beratenden Fachaus-
schusses Psychotherapie. Auch dort herrsch-
te lange Ernüchterung bei uns, aber wir
versuchten zunehmend unseren Einfluss zu
nutzen.

Dann kam der Herbst 2000 und die er-
ste KV-Wahl nach der formalen Integra-
tion. Die war nun, aus Sicht der Psycho-
therapeuten und des bvvp, ein großer
Schritt nach vorne. Wir hatten aufgrund
der engen Zusammenarbeit mit den ärzt-
lichen Psychotherapeuten wie Ursula Stahl-
busch oder Andrea Schleu wesentlich mehr
Know-how über die Machtverhältnisse
innerhalb der Ärzteschaft und über die KV-
Strukturen. Dem guten Verhältnis von An-
drea Schleu zu dem damaligen Vorsitzen-

„Es war reichlich 
Lehrgeld zu zahlen“
Von Benedikt Waldherr, Regionaler Vorstandsbeauftragter für Niederbayern der KV Bayerns 
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den der Bezirksstelle München, Axel Mun-
te, war es zu verdanken, dass wir über viel
Insiderwissen verfügten, was den anderen
Psychotherapeutenverbänden noch fehlte.
Nachdem Axel Munte und Wolfgang Hop-
penthaller die KV-Wahl 2000 für sich ent-
schieden hatten, verschwand der alte, un-
freundliche KV-Vorstand von der Bühne.
Uns war es in dieser Gemengelage gelungen,
mit Benedikt Waldherr einen Posten im da-
mals zehnköpfigen Vorstand der KV Bay-
erns zu besetzen. Die Überraschung auf un-
serer Seite war ebenso groß wie auf Seiten
der Ärzte und der KV-Verwaltung. Als Eh-
renamtler hatte man plötzlich die Chance,
den Geschäftsführern ausführlich und in
Ruhe zu erklären, was eigentlich Psycho-
therapie ist. Allerdings bekam man im
Gegenzug viele Lektionen über das Ver-
waltungshandeln in der KV; zum Beispiel
wie Entscheidungswege in Zulassungsaus-
schüssen oder anderen Gremien gebahnt
werden. Die lang erfahrenen Ärztevertre-
ter hatten demgegenüber ein ganz anderes

Auftreten. Ihre Sachkompetenz war deutlich
größer, aber wir lernten schnell dazu. Mit
der Zeit kam man sich auch zwischen Ju-
risten und Psychotherapeuten näher. Ge-
rade bei kniffligen Themen, wie zum Bei-
spiel dem Umgang mit Abrechnungsbetrug
oder sexuellen Missbrauch durch Psycho-
therapeuten war man aufeinander ange-
wiesen. Inzwischen schätzt die KV-Admi-
nistration den psychotherapeutischen Sach-
verstand besonders in heiklen Fällen.
Zunehmend wurde auch unser berechtig-
ter Anspruch auf angemessene Vergütung
als legitimes Anliegen von den Mitarbei-
tern in der KV-Administration anerkannt.
Wir waren nur eine Gruppe von vielen, die
um das knappe Geld rangen. Nach der er-
folgreichen KV-Wahl 2000 war für den
Psychotherapeuten im Landesvorstand zu-
nächst nur ein besseres ‚Katzentischchen’
reserviert. Die eigentlichen Weichenstel-
lungen in den ersten Jahren wurden zwi-
schen den beiden großen Blöcken der Haus-
ärzte und der Fachärzte verhandelt.

Inzwischen werden wir als 
Partner auf gleicher Höhe 
wahrgenommen und geschätzt

Die Hausärzte hatten mit sechs Mitgliedern
eine komfortable Mehrheit in diesem Vor-
stand. Gegenüber standen drei Fachärzte
und ein „Psycho“ der honorartechnisch
zum Facharztbereich zählte. Die menschli-
che Aufnahme im Vorstand war herzlich.
Bei den Themen der Psychotherapie ge-
langen schon zu Anfang der ersten Amts-
periode gute Fortschritte, bei anderen The-
men war aber reichlich Lehrgeld zu bezah-
len. Wir konnten das Honorar mit der AOK
extrabudgetär und auf BSG-Niveau in ei-
nem Strukturvertrag vereinbaren. Schon
damals war es gelungen, die Morbidität in
der Psychotherapie zu den Kassen zu ver-
lagern. Auch mit den Betriebskrankenkas-
sen (BKK) gelang eine ähnliche Vertrags-
gestaltung. Als Dauerbrenner im KV-
Vorstand entwickelte sich das Thema Be-
darfsplanung PP/KJP und die Frage der
Sonderbedarfszulassungen für die KJP.
Sonderbedarf war stets ein großes Politi-

kum zwischen den beiden großen Macht-
blöcken Hausarzt und Facharzt. Dennoch
gelang es, einen positiven Grundsatzbe-
schluss für die KJP zu erwirken, der die für
KV-Verhältnisse einen großzügigen Sonder-
bedarf für KJP in Bayern ermöglichte. Der
jeweils notwendige Einzelnachweis des
Sonderbedarfs verkomplizierte das gesam-
te Verfahren aber bis zuletzt. Der große
Bruch der positiven Zusammenarbeit im
Vorstand der KVB in den ersten drei Jah-
ren der Amtsperiode kam als das Gesund-
heitssystem-Modernisierungs-Gesetz
(GMG) von 2004 die alten Strukturen der
KVen gewaltig veränderte. Die Verkleine-
rung der Vertreterversammlung und des
Vorstandes führte zum Bruch zwischen
Munte und Hoppenthaller. Auch wenn die
KVB entschlossen auf Qualitätsverbesse-
rung und ehrliche KV-Arbeit gesetzt hat,
wurde 2004 das Ende der KVen eingeläu-
tet. Höhepunkt dieser politischen Strategie
von langer Hand sind die aktuell geschlos-
senen Hausarztverträge nach § 73 b SGB V
in Baden-Württemberg und seit kurzem
auch in Bayern.

In der zweiten Amtsperiode ab 2005 stieg
der Vertreter der Psychologischen Psycho-
therapeuten noch höher auf. Zunächst war
überhaupt nicht zu erwarten, dass es ge-
länge, einen Psychotherapeuten in einem
Dreier-Vorstand zu installieren. Die fünf
gewählten Psychotherapeuten spielten bei
der Vorstandswahl die entscheidende Rol-
le. Diesmal gelang es mit Rudi Bittner wie-
der einem PP einen Vorstandsposten in der
KVB zu erlangen. Damit war in diesen er-
sten zehn Jahren seit der Einführung des
Psychotherapeutengesetzes kontinuierlich
ein Psychotherapeut im Vorstand der KV-
Bayerns.

Natürlich gibt es auch in Bayern Vieles,
was in den zehn Jahren noch nicht gelun-
gen ist. Noch immer stehen alle anderen
Arztgruppen in der Honorarstatistikdeut-
lich vor uns, allerdings hat sich das Niveau
spürbar gehoben. Die Etablierung in der
Selbstverwaltung ist dagegen gut vorange-
kommen. Wir werden als Partner auf gleich-
er Augenhöhe ernst genommen und ge-
schätzt. ___

Benedikt Waldherr ist Psychologischer
Psychotherapeut und seit 1996 Mitglied
im Vorstand des BVVP-Bayern. Seit 2002
ist er dessen 1.Vorsitzender. Von 2001
bis 2004 war er Mitglied im Vorstand
der KVB. Seit 2005 ist er regionaler Vor-
standsbeauftragter in der KVB für die
Bezirksstelle Niederbayern. 2007 wurde
er in den Vorstand der bayerischen Kam-
mer für PP und KJP gewählt.
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___ Am 01. Januar 1999 trat das Psycho-
therapeutengesetzes (PTG)  in Kraft. Da-
malige jahrelange Widerstände und Vorbe-
halte, insbesondere aus Standespolitik und
Ärzteschaft, haben sich seitdem zu einem
guten Teil in Luft aufgelöst, ja scheinen ver-
gessen zu sein. Dagegen gelang mit diesem
Gesetz so etwas wie die Quadratur des Krei-
ses. Es entwickelte sich – mit einigen Ein-
schränkungen - zu einer Erfolgsgeschichte.

Aber damals? Da wurde vielen Ärzten
bei der Vorstellung Angst und Bange, dass
nach der Verabschiedung eines Psychothe-
rapeuten-Gesetzes Patienten aus eigenem
Gusto – ohne ärztliche Vorauswahl und
Überweisung – die Praxis niedergelassener
nichtärztlicher Psychotherapeuten aufsu-
chen könnten. „Die Verantwortung einer
alleinigen Therapieführung kann einem
Psychologen nicht auferlegt werden“, hieß
es. Denn wie sollte man sich als Patient dar-
auf verlassen können, dass der Psychologe

eine organische Krankheit entdecken wür-
de? „Seine Allgemeinbildung oder ein me-
dizinischer Naturinstinkt, sprich Zufall,“
(Zitat) seien dafür kaum ausreichend, so
klangen die ärztlichen Stimmen in vielen
Variationen.

Die positiven Auswirkungen 
des Gesetzes kamen eher mit 
leiser Stimme daher

Die Vorstellung, dass Psychologen oder 
Pädagogen mit Psychologischer bezie-
hungsweise Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapie als neue Heilberufe gleich-
berechtigt in das Kassenärztliche Vergü-
tungssystem integriert werden sollten, fiel
vielen Ärzten und ärztlichen Standesver-
tretern schwer. Das drückte sich auch in
solchen Negativbezeichnungen wie „Nicht-
Ärzte“, „nichtärztliche Psychotherapeuten“
oder „nichtärztliche Psychologen“ aus, die

wiederum die Psychologen in Harnisch
brachten. Selbst heute sind noch Reste der
damaligen Fehl-(Be-)griffe in Umlauf.

Gegenwehr gab es auch von Nachbarn
der künftigen Psychologischen Psychothe-
rapeuten, den ärztlichen Vertretern dieser
Fachrichtung. Es wurde bezweifelt, dass der
psychotherapeutische Notstand in Deutsch-
land durch angeblich weniger qualifizierte
Psychologen behoben werden könne und
darüber hinaus erhebliche Konkurrenz be-
fürchtet. Das ärztliche Fach Psychothera-
pie sei 30 Jahre lang durch niedrige Hono-
rare, ausbleibenden Nachwuchs aber er-
höhte Anforderungen belastet und
abgewertet worden, schrieb ein Facharzt
für Psychotherapeutische Medizin im Deut-
schen Ärzteblatt (DÄB) 1998, man dürfe
nun nicht so tun, als könne man diesen
Umstand durch das PTG ungeschehen ma-
chen. „Wenn Du wüsstest, mein Sohn, mit
wie viel Dummheit die Welt regiert wird!“
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Resümee der Unkenrufe 
Mit dem Psychotherapeutengesetz gelang vor zehn Jahren 
die Quadratur des Kreises. Das Integrationsmodell wurde 
trotz aller Widerstände ein Erfolg und der Untergang 
des Abendlandes blieb aus 
Von Rüdiger Hagelberg, Mitglied der bvvp-Magazin-RedaktionFo
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fügte er erbost hinzu. Heute können wir
als sicher annehmen, dass die Welt durch
das PTG nicht dümmer geworden ist.

Bei allem damaligen Für und Wider des
PTG hat das Geld, wie könnte es anders sein,
eine große Rolle gespielt. Die Standesver-
treter der KBV, der KV en und der Vertreter-
versammlungen haben auch in der Sorge,
mit den Psychologischen Psychotherapeu-
ten würde nicht zugleich ein entsprechend
großes Honorarbudget für die Honorarver-
teilung von den Kassen mitgeliefert, Wider-
stand geleistet. „Ein Frauenarzt oder Au-
genarzt kann nicht dafür aufkommen, dass
der Gesetzgeber die – inhaltlich ja völlig be-
rechtigte -  Integration der Psychothera-
peuten in die Vertragsärztliche Versorgung
in die Wege geleitet hat“, so der damalige
KBV-Vorsitzende Manfred Richter-Reich-
helm laut Ärzte Zeitung (ÄZ) vom 27. Januar
2000. Den Psychologen wurde zugleich
unterstellt, sie wollten die Integration nur,
um an die Fleischtöpfe des kassenärztlichen
Vergütungssystems heran zu kommen. Ein
böses Erwachen mag es in jedem Fall gege-
ben haben, wie die Bemerkung des damali-
gen Vorsitzenden der Vereinigung, Hans-Jo-
chen Weidhaas, andeutete: Man habe nicht
damit gerechnet, „in ein so unglaublich be-
lastetes System“ zu geraten.

Aber es gab auch machtpolitisch moti-
vierte Haltungen der Ärzteschaft gegen das
PTG.„Das Integrationsmodell schafft mehr
Probleme, als es vorgibt zu lösen“, schrieb
eine Neurologin im DÄB, es sei unzeitge-
mäß. Andererseits aber wurden auch Ge-
fahren beschworen, die ein sonst drohen-
des „zweites Leistungssystem“ für das eta-
blierte KV-System bedeuten würden. Seinen
Ablehnungsantrag in der Vertreterver-
sammlung begründete dann ein psychia-
trischer Kollege mit der Sorge, dass die be-
währten Strukturen der kassenärztlichen
Selbstverwaltung mit dem Integrations-
modell zerstört und vor allem, dass weite-

lem für unsere weiblichen Mitbürger be-
stimmten Blättern nachlesen, wie gut die
derzeit praktizierenden 384 anerkannten
psychologisch ausgerichteten Therapie-
richtungen im Alltag wirkten. Zu Herzen
gehende Einzelschicksale zeigten, dass ein
guter psychologischer Rat zur rechten Zeit
wahre Wunder bewirken könne.

Soweit diese zusammengefasste Verach-
tung und Entwertung von Psychologen,
Frauen, Esoterikern und anderen in weni-
gen Sätzen. Eigentlicher Skandal war, dass
solche Polemiken von der ÄZ ohne weite-
res veröffentlicht wurden und dass sich hier
offenbar keine Einzelmeinung äußerte. Bis
heute fällt ja die ÄZ bisweilen mit be-
fremdlichen Missgriffen bei der Berichter-
stattung über Psychotherapie-Fragen auf.

Dennoch: Das Integrationsmodell Psy-
chotherapie wurde trotz aller Unkenrufe
und wider alle Gegenstimmen schließlich
verabschiedet und bestimmt seit zehn Jah-
ren die Versorgungsrealität in der Psycho-
therapie. Vieles an dem grundsätzlichen
Widerstand gegen das Gesetz hat sich letzt-
lich als Theaterdonner erwiesen. Der Unter-
gang des Abendlandes blieb aus. Im Gegen-
teil: Heute, da viel fundamentalere Bestre-
bungen die Strukturen der ärztlichen
Selbstverwaltung bedrohen, die die dama-
ligen Konflikte um das PTG klein erschei-
nen lassen, sind es ausgerechnet die Stief-
kinder von damals, die sich wie ihre ärzt-
lichen psychotherapeutischen Kollegen dem
Kollektivvertragssystem verpflichtet fühlen
und so den KV en die Stange halten. „Aus
den Steinen, die die Bauleute vor 10 Jahren
verworfen haben, sind Ecksteine gewor-
den“, könnte man in Abwandlung eines Bi-
belzitates sagen.

Trotz manches Änderungsbedarfes hat
sich das PTG als Erfolgsmodell erwiesen.
Das sollte nicht aus den Augen verloren
werden, wenn künftig um einzelne Modi-
fizierungen gestritten wird. ___

Projekt
Psychotherapie

25

1 0 JA H R E  P TG  –  E I N E  B I L A N Z

ren nicht-ärztlichen Berufsgruppen Tür
und Tor zur kassenärztlichen Versorgung
geöffnet würden. Ähnlich äußerte eine Ver-
treterin der KV Berlin die Sorge, „dass auch
das diplomierte Pflegepersonal Einzug in
die KV en halten könnte“.

Bei den Auseinandersetzungen um das
PTG haben sich vornehmlich wirtschaftli-
che, standes- und machtpolitische aber auch
Vorurteil behaftete Argumente von Seiten
der verfassten Ärzteschaft Gehör verschafft.
Die unbestreitbar zu erwartenden positi-
ven Auswirkungen des Gesetzes kamen da-
gegen eher mit leiser Stimme daher: Die
Einbindung der Psychotherapie von
Psychologen und Kinder- und Jugend-
lichen-Psychotherapeuten in die vertrags-
ärztlichen Versorgungsstrukturen, die ver-
besserte Sicherstellung der Versorgung, die
Beendigung der so genannten „Erstat-
tungspsychotherapie“ oder des „Grauen
Marktes“ und schließlich die Implemen-
tierung des psychologischen Sachverstandes
und Denkens in die psychotherapeutische
Kultur.

Viele Widerstände erwiesen 
sich als Theaterdonner

Stattdessen galt die Hauptsorge der Ärzte
der erwarteten Überfremdung. Als wahrer
Meister der Polemik erwies sich dabei ein
Autor der Ärztezeitung mit seiten- und jah-
relanger Hetze gegen die Integration der
Psychologischen Psychotherapeuten. Er
erntete damit zwar bei den Psychothera-
peuten jedweder Herkunft wütende Prote-
ste, die aber taten seinen zynischen Attak-
ken keinen Abbruch. Wenn schon Integra-
tion der Psychologen, so forderte er
höhnisch, dann sollten auch Geisterheiler
und Rutengänger, Fußpfleger und schließ-
lich Krankenwagenfahrer, die Gunst der
Stunde  nutzen und ebenso in das System
zu drängen. Täglich könne man in vor al-
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Holger Schildt, Justitiar der DGPT, fordert seit den 70er 
Jahren bessere Rahmenbedingungen für die Psychotherapie.
Christa Schaff macht sich in den berufspolitischen 
Diskussionen insbesondere für die psychotherapeutische 
und psychiatrische Versorgung von Kindern stark und vertritt 
die ärztliche Psychotherapie.

Wurde die Frage der Gleichstellung ausreichend diskutiert? 
Oder ist sie am Ende gar nicht das Thema?
Das Interview führte Jürgen Doebert, kooptiertes Vorstandsmitglied bvvp

Sie sind schon lange berufspolitisch tätig.
In welcher Funktion und mit welchem
Ziel waren Sie in der Zeit vor der Verab-
schiedung des Psychotherapeutengesetz
(PsychThG) unterwegs?

Christa Schaff: Als stellvertretende Vorsit-
zende des BKJPP mit dem Ziel, in den Dis-
kussionen um das PsychThG  die Position
ärztlicher Kinder- und Jugendpsychothe-
rapeuten zu vertreten.

Holger Schildt: Funktion und Ziel waren
im Grunde dieselben. Als Geschäftsfüh-
rer und Justitiar der DGPT, die sich als
berufspolitisches Dach der analytischen
Psychotherapeuten und als Spitzenver-
band der psychoanalytischen Fachgesell-
schaften versteht, versuche ich seit 1979
dazu beizutragen, dass die Rahmenbe-
dingungen für die Profession gesichert
und verbessert werden. Auf Seiten der
Psychologischen Psychotherapeuten (PP)/

Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (KJP) ging es damals vor allem um
eine angemessene Gleichbehandlung der
Delegationspsychotherapeuten mit ihren
ärztlichen Kolleginnen und Kollegen
durch Kassenärztliche Vereinigungen
(KVen), Beihilfestellen und Privatversi-
cherungen (gleiche Vergütung für gleiche
Leistung) Gesundheitsämter (Verzicht auf
HPG-Erlaubnis) und Steuerbehörden
(Anerkennung des Freiberufler-Status).
Aber auch die Ärztlichen Psychothera-
peuten (ÄP) lebten bis Mitte der 80er 
Jahre in Sorge um die Sicherung ihrer Kas-
sen-Praxis. Denn sie waren überwiegend
mit ihren Zusatzbezeichnungen „Psycho-
analyse“ beziehungsweise „Psychothera-
pie“ nur bedarfsabhängig und damit 
befristet ermächtigt. Eine Zulassung wur-
de ihnen erst 1985 nach entsprechenden
Verhandlungen der DGPT mit der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung (KBV) 
ermöglicht.

Wenn Sie an damals zurückdenken: 
Welches war die für Sie persönlich 
spannendste Situation und über 
wen haben Sie sich damals am 
meisten geärgert?

Holger Schildt: Das Gesetzgebungsverfah-
ren bot viele spannende Momente. So rich-
tig um die Wurst ging es allerdings vor al-
lem am 02. Oktober 1997, als sich Horst
Seehofer in einer denkwürdigen Sitzung
mit allen berufspolitisch relevanten Kräften
über die Bedenkenträger in den KVen hin-
weg setzte und verkündete, dass die ge-
setzliche Integration der PP / KJP in die
Gesetzliche Krankenversicherung (GKV)
auf jeden Fall durchgesetzt werde. Denn
nach einer ersten Zustimmung war die Ver-
treterversammlung der KBV am 20. Sep-
tember 1997 wieder umgefallen -„Damm-
bruch“, „Und danach kommen dann die
Heilpraktiker!“ -, so dass die Sache erneut
auf Messers Schneide stand. Über die Fol-

„Integration bedeutet nicht 
Verschmelzung“
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Holger Schildt, ist Rechtsanwalt und�
seit 30 Jahren Geschäftsführer und Justi-
tiar der Deutschen Gesellschaft für Psy-
choanalyse, Psychotherapie, Psychoso-
matik und Tiefenpsychologie (DGPT).
Entsprechend einer langjährigen Tradi-
tion wechseln die Vorsitzenden in der
DGPT im Regelfall alle zwei Jahre, so dass
Holger Schildt der zentrale konstante
Faktor und Ansprechpartner im berufs-
politischen Feld für alle ist. Seine juristi-
sche Expertise wird auch von vielen an-
deren Verbänden eingeholt und geschätzt.
Er möchte sich – unter Beibehaltung sei-
ner Anwaltszulassung – zum Jahresende
in den Ruhestand verabschieden.
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Christa Schaff ist Fachärztin für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und -psycho-
therapie, Nervenheilkunde, Psychoso-
matische Medizin und Psychoanalytike-
rin in eigener Praxis in Weil der Stadt bei
Stuttgart. Die letzten neun Jahre war sie
Vorsitzende des Berufsverbandes für
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psycho-
somatik und Psychotherapie in Deutsch-
land e. V. (BKJPP), seit Jahresanfang ist
sie stellvertretende Vorsitzende. Seit vie-
len Jahren hat sie den ärztlichen Vorsitz
im Beratenden Fachausschuss Psycho-
therapie bei der KBV. Im Gemeinsamen
Bundesausschuss vertritt sie die psycho-
therapeutisch tätigen Ärzte.
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gewirkungen dieses Umfalls ärgere nicht
nur ich mich noch heute: Um die Gemü-
ter zu beruhigen, sah sich Seehofer zum
Beispiel veranlasst, das Vergütungsvolumen
für 1999 gesetzlich festzulegen, und zwar
sachwidrig und in völlig unzureichender
Höhe, was bis in die jüngste Vergangenheit
ausgestrahlt hat.

Und auch zu dem vom Gesundheits-
ausschuss zu verantwortenden berühmt-
berüchtigten Zeitfenster wäre es sicherlich
nicht gekommen, wenn die Mehrheit der
Vertreter der KVen – nicht des KBV-
Vorstands – ihrer ursprünglichen Marsch-
richtung treu geblieben wäre. Die bedarfs-
unabhängige Zulassung von einer GKV-
Teilnahme in der nicht mehr zu beeinflus-

senden Vergangenheit abhängig zu machen,
hat vielen qualifizierten Psychotherapeu-
ten existenziell geschadet. Sehr geärgert hat-
te mich damals auch die schludrige For-
mulierung des Gesetzgebers bei der 68-Jah-
res-Grenze für PP / KJP hinsichtlich der
20jährigen Schonfrist, die dann später lei-
der folgerichtig beim BSG in letzter Instanz
keinen Bestand hatte.

Christa Schaff: Aufregend und spannend
war genau diese Sitzung ebenfalls mit dem
damaligen Gesundheitsminister Horst See-
hofer in sehr großer Runde, in der er nach
Rückfragen bei Kassenvertretern, ob die Fi-
nanzierung gesichert sei, die Weichen für
die Verabschiedung des PsychThG gestellt

hat. Am meisten geärgert habe ich mich kurz
danach über den jetzigen Präsidenten der
Bundespsychotherapeutenkammer (BPTK),
der mich in einer Sitzung zur Ausbil-
dungsverordnung der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten im BMG be-
lehrte, dass „somatisch noch längst nicht
ärztlich“ heiße.

Wenn Sie es könnten: Welche der 
damaligen Detailentscheidungen – 
also abgesehen von der grundsätzlichen
Verabschiedung eines PsychThG – 
bedauern Sie noch heute und würden 
das am liebsten zurückdrehen?

Holger Schildt: Als Repräsentant eines Ver-
bandes, der sowohl psychologische als auch
ärztliche Mitglieder vereint, denke ich 
dabei natürlich sofort an die leistungsrecht-
liche Legaldefinition des „Psychotherapeu-
ten“ im § 28 Abs. 3 Satz 1 SGB V. Sie ist 
dem Gesetzgeber missglückt und blieb nicht

„Die Legaldefinition
des Psychotherapeuten
ist dem Gesetzgeber 
missglückt und blieb
nicht folgenlos“
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folgenlos – Stichwort
Psychotherapeuten-

kammern. Die Legaldefi-
nition nimmt Existenz und

Versorgungsbeitrag der ärzt-
lichen Psychotherapeuten nicht zur

Kenntnis, was jene verständlicherweise er-
bost; dem Vorhaben der Integration ist das
natürlich nicht förderlich. Und im Hinblick
auf den in Ausbildung befindlichen Nach-
wuchs halte ich die gesetzliche Regelung, die
Anwendung des Berufsbildungsgesetzes aus-
zuschließen, für falsch. Denn diese Regelung
ist wesentlich mitverantwortlich dafür, dass
die geforderte 18monatige Praktische Tä-
tigkeit in den seltensten Fällen angemessen,
überwiegend jedoch völlig unzureichend
und sehr häufig leider überhaupt nicht ver-
gütet wird. Dadurch geraten die Psychothe-
rapeuten in Ausbildung (PiAs), wenn sie
nicht selbst über andere Geldquellen verfü-
gen, in existenzielle Bedrängnis. Hier be-
steht unmittelbar Regelungsbedarf.

Christa Schaff: Als wir fachärztlichen
Psychotherapeuten als nicht „ausschließ-
lich psychotherapeutisch tätig“ 1999 ein
deutlich geringeres Honorar für die Richt-
linien-Psychotherapie-Sitzung bekamen,
konnte ich das kaum fassen. Das hat der

Psychotherapie in den Fachgebieten Psy-
chiatrie und Kinder- und Jugendpsychiatrie
sehr geschadet. Erst ab 2004 hat sich das
geändert und ist endlich für alle psycho-
therapeutisch tätigen Ärzte durch die ein-
heitliche Einzelvergütung geheilt.

Gibt es auch eine Fragestellung,
die Sie damals ganz anders eingeschätzt
haben und heute heilfroh sind, dass es 
anders gekommen ist? 

Holger Schildt: Ja, ich war seinerzeit nicht
ganz frei von der Sorge, dass sich die rela-
tiv weiten Übergangsbestimmungen des
Gesetzes in qualitativer Hinsicht womöglich
negativ auf die Versorgung auswirken könn-
ten. Glücklicherweise hat sich diese Be-
fürchtung letztlich nicht bewahrheitet. Froh
bin ich auch darüber, dass sich die Unken-
rufe der Bedenkenträger in den KVen -
„mindestens 15.000 – oder gar 30.000 –
Psychotherapeuten strömen neu ins Sy-
stem!“- als unberechtigte Panikmache er-
wiesen haben. Bekanntlich befanden sich
Ende 2007 unter den 150.000 Mitgliedern
der KVen insgesamt, also unter Einschluss
der ehemaligen Delegationspsychothera-
peuten, nur 15.700 PP /KJP. Andererseits
sind bei mir allerdings auch nicht alle mit

dem Gesetz verbundenen Erwartungen in
Erfüllung gegangen. So hatte ich nicht da-
mit gerechnet, dass es auch zehn Jahre nach
Verabschiedung des PsychThG noch priva-
te Krankenversicherungen geben könnte,
die Leistungen von PP / KJP nach ihren Ta-
rifbedingungen nicht vergüten.

Wenn wir schon beim Wünschen sind:
Was soll bei einer Novellierung des PTG
auf jeden Fall geregelt werden?

Holger Schildt: Von entscheidender Be-
deutung sind für mich vier Punkte: For-
maler Aufhänger einer Novellierung ist be-
kanntlich die durch Bologna erzwungene
Aktualisierung der Zugangsvoraussetzun-
gen zur Ausbildung. Generell, also sowohl
für die zukünftigen PP als auch KJP, sollte
der Abschluss eines nicht notgedrungen
konsekutiven Master-Studienganges - kli-
nische Psychotherapie, Psychotherapiewis-
senschaft- gefordert werden.

Außerdem sollte die verfahrensbezoge-
ne Ausbildung beibehalten, und damit den
störungsorientierten Modellen eine Absa-
ge erteilt werden.

Wichtig ist auch die Beibehaltung der
postgradualen Ausbildung an anerkannten
Ausbildungsstätten beziehungsweise Hoch-

„Es macht keinen Sinn, die 
unterschiedlichen Berufsbilder 
zu verleugnen“
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„Die Panikmache der Bedenkenträger 
hat sich in Luft aufgelöst“

schulen, also eine Absage an Direktausbil-
dungen an der Hochschule mit „vorgezo-
gener“ Teil-Approbation.

Nicht zuletzt besteht Regelungsbedarf
für eine angemessene Vergütung der 18-
monatigen Praktischen Tätigkeit. Alle vier
Wünsche beziehungsweise Forderungen
sind gut begründet. Im Übrigen bleibt ab-
zuwarten, was der vom Bundesministerium
für Gesundheit (BMG) beauftragten For-
schergruppe hierzu einfällt.

Christa Schaff: Ich betone besonders die
ausreichende Qualifikation beim Zugang
zum Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten, Erhalt des KiJu-/Psychiatriejah-
res und angemessene Bezahlung dafür auch
in ambulanten Praxen. Mein persönlicher
Wunsch wäre auch eine untere Altersgren-
ze für den Beginn der Ausbildung, da ein
Psychotherapeut selbst Lebenserfahrung
braucht.

Mit der Integration der PP und KJP 
war implizit eine Vorstellung von 
Gleichberechtigung dieser neuen 
Heilberufe mit den Ärzten verbunden.
Was ist daraus geworden? Ist etwas 
schief gelaufen? 

Christa Schaff: Das kommt darauf an, wel-
che Ebenen der Gleichberechtigung man
meint und aus wessen Sicht: Wir psycho-
therapeutisch tätigen Ärzte wollten die
Gleichberechtigung und Wertschätzung bei-
der Gruppen in der Richtlinien-Psycho-
therapie als spezieller Behandlungsmetho-
de psychisch Kranker mit angemessener Be-
zahlung für alle gleich. Jetzt werden wir per
Gesetz nicht mehr „Psychotherapeuten“ ge-
nannt und hatten jahrelang weniger Ver-
gütung für die gleiche Leistung – wo war da
die Gleichberechtigung? Vielleicht haben
wir das Thema Gleichberechtigung bisher
zu wenig miteinander diskutiert?

Holger Schildt: Angesichts der Komple-
xität des Sachverhalts halte ich die Integra-

tion grundsätzlich für gelungen, vor allem
auch auf überregionaler Ebene (KBV, Gre-
mien der Gemeinsamen Selbstverwaltung).
Ausreißer und vor allem regionale Proble-
me im Einzelfall schließt das natürlich nicht
aus. Das gilt übrigens auch hinsichtlich des
erneut beziehungsweise vorerst gescheiter-
ten Anliegens der Gesprächspsychothera-
pie, als Richtlinienverfahren anerkannt zu
werden. Diese Frage hat mit dem PsychThG
und der mit ihm verbundenen Integration
von PP / KJP nichts zu tun. Man sollte sich
auch stets vergegenwärtigen, dass Integra-
tion und Gleichberechtigung nicht Gleich-
stellung in jeder Hinsicht oder gar Ver-

schmelzung bedeuten. Es macht keinen
Sinn, die unterschiedlichen Berufsbilder zu
verleugnen, PP / KJP sind nun mal keine
Ärzte. Und zehn Jahre sind im Vergleich
zur in Jahrzehnten kontinuierlich gewach-
senen Ärzteschaft keine Zeit. In der Ver-
gangenheit hat sich – wenn ich allein auf
meine Psychoanalytiker schaue – erwiesen,
wie sehr sich ÄP und PP / KJP gegenseitig
befruchten können. Wenn die Berufsgrup-
pen es schaffen, sich unter beiderseitigem
Respekt auf ihre gemeinsamen Interessen zu
besinnen und zukünftig noch etwas mehr
an einem Strang zu ziehen, ist mir um die
Integration nicht Bange. ___
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Das bewegende Symptom 
Im Kino verstecken sich die Befindlichkeiten unserer Kultur. Parfen Laszig
und Gerhard Schneider schicken Gegenwartsfilme in die Psychoanalyse 
Von Rüdiger Hagelberg, Mitglied der Projekt Psychotherapie - Redaktion 

___ Der Titel des Buches könnte auch „Film
in Psychoanalyse“ oder ähnlich lauten. Die
Autoren besprechen bekannte internationa-
le Filme auf mehreren Ebenen: - im jeweili-
gen Film mit den Beziehungen, Konflikten
oder unbewussten Strebungen seiner Prota-
gonisten; - in oft verschachtelten Wirklich-
keiten virtueller Welten innerhalb der Filme
- und in den Beziehungen zwischen Regis-
seuren und Filmen, wie auch zwischen Filmen
und Zuschauern. Es sind vielschichtige, klu-
ge und oft bewegende Filmbesprechungen
zur Thematik Identität und Lebensrealität
entstanden. Das Medium Film, heißt es in
der Einführung, unterliege dem Trend, die
Frage nach den „Bedeutungen“ durch „Erre-
gung“ zu ersetzen. Die Filmanalyse verstehe
Filme dagegen als Oberflächenphänomene
oder Symptome vor- oder unbewusster so-
ziokultureller Befindlichkeiten oder Entwik-
klungen. Traumarbeit oder die Vorstellung
vom Primärprozess seien leitende Paradig-
men bei der „filmischen Trias“: „Einstellung“,
die Intentionen des Filmes,„Darstellung“, sei-
ne Repräsentation und „Vorstellung“, seine
Imaginationen. Der Gedanke, dass Film,
Traum, analytische Arbeit verwandt sind,
durchzieht das Buch. So wie der Film wie ein
Analysand angesehen werden könne, wür-
den auch die Zuschauer durch ihn in eine ei-
gene Psychodynamik einbezogen.

Die besprochenen Filme scheinen ent-
sprechend ausgewählt.

„Strange Days“ (Kathryn Bigelow) von
Parfen Laszig: Vor dem Hintergrund eines in
Rassenunruhen versinkenden L.A. wird die
Filmhandlung in phantasmatische Rückkop-
plungsschleifen der Entgrenzung zerlegt und
gedeutet.

„Die Matrix“ (David Cronenberg) von
Manfred Riepe: Im Sinne der Auseinander-
setzung zwischen Schein- und wirklicher Welt
– im Film – ein Klassiker. Die Geschichte des
Helden „Neo“ werde in einer „virtuellen Ka-

thedrale von Effekten, Überwältigungen und
Erhabenheit…“ erzählt.

„Lola rennt“ (Tom Tykwer) von Gerhard
Schneider: Der Autor sieht den Film als Re-
alisierung eines „Gegen-Angsttraumes“ der
Bewegungslosigkeit und des Todes „jenseits
des Identitätszwanges“ - eine Deutung des
Lebensabschnittes Adoleszenz.

„Mulholland Drive“(David Lynch) von Jo-
achim F. Danckwardt: Der Autor interpre-
tiert die Story des Films als eine zerstörerische
Liebe zwischen zwei Frauen in einem Iden-
tität-bedrohenden Stadium von Werden,Ver-
Werden und nicht Werden, von „nicht mehr
Leib“ und „noch nicht Seele“. In dieser Lage
befinde sich auch ein Analysand in der Angst,
nicht mehr der „Vorige“ zu sein, wenn er sich
zum „Nächsten“ weiter entwickele.

Im Film wird Bedeutung 
durch Erregung ersetzt

„Dogville” (Lars von Trier) von Helmut Däu-
ker: Der Film wird als kunstvoll und sehr
analytisch gestalteter Identitätskonflikt zwi-
schen Vater und Tochter gedeutet.

„Das Meer in mir” (Alejandro Amenabar)
von Claudia Frank: Die berührende Ge-
schichte des Tetraplegikers Ramon, der ster-
ben will, wird in einer klugen Analyse des
Selbsttötungsbegehrens und seiner Unter-
stützung beschrieben.

„Cache“ (Michael Haneke) von Edeltraud
Tilch-Bauschke: Inhalt des Filmes ist die kol-
lektive wie individuelle Fühllosigkeit - „Ver-
gletscherung“- abgeleitet aus einem kollekti-
ven Massaker in Paris 1961 und einer daraus
erwachsenen persönlichen Schuld und ihrer
Verdrängung.

„Requiem“ (Hans-Christian Schmid) von
Mathias Hirsch: Ein Film über den zerstöreri-
schen Trennungskonflikt zwischen Tochter und
Mutter und eine Lehrstunde über die Psycho-
dynamik böser Introjekte und Schuldgefühle.

Parfen Laszig,
Gerhard Schneider:
Film und 
Psychoanalyse:
Kinofilme als 

kulturelle Symptome

Psychosozial-Verlag
280 Seiten, ISBN:
978-3-89806-807-9
Preis: 29,90 Euro

„Stay“ (Marc Foster) von Ralf Zwiebel:
Träumen wir im Sterben unseren „letzten
Traum“? Vor dem Hintergrund des Bion’schen
Traumverständnisses deutet der Autor das Ster-
ben des verunfallten Henry als Konflikt zwi-
schen der Wahrnehmung todbringender Re-
alität und der versuchten Rettung in eine von
inneren Objektbeziehungen getragenen Wun-
schwelt. In eine Selbstreflexion des Autors über
das Sterben und den Tod fühlt sich der Leser
- nicht ohne Trost - einbezogen. Damit ab-
schließend zu einer weitere Ebene der analy-
tischen Verbindung: zwischen denen, die die
Filme besprechen, und denen, die dies lesen.
In Isolde Böhmes Deutung des iranischen Fil-
mes „Der Geschmack der  Kirsche“ (Abbas
Kiarostami) erleben wir als Leser nach der Be-
schreibung einer bedrückenden inneren „Ort-
losigkeit“ in den Vorstädten Teherans eine be-
freiende „Modulation der Melancholie“ durch
das „Erzählen“ der beiden Hauptdarsteller und
genauso der Autorin. Auch in der Analyse ler-
ne der Analysand das Erzählen und im „Kleid
der Geschichten“ unerträgliche Gefühle zu
fühlen. Daraus entstehe eine neue Geschich-
te – das eigene Leben.

Die Kunst dieses Buches ist es, dass der Le-
ser sich mit seiner Wirklichkeit in die Ver-
knüpfungen der filmischen Identitäts- und
Realitätsebenen einbezogen fühlt. Man muss
dazu nicht alle Filme gesehen haben. Hier
liegen Texte vor, die einen Anstoß geben, es
nachzuholen. ___

___
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___ „Depressive Störungen“ aus der Reihe
„Manuale psychische Störungen bei Kin-
dern und Jugendlichen“ erhebt den An-
spruch, ein Fachbuch für praktisch Täti-
ge, wie zum Beispiel Fachärzte, Psycholo-
gen und Psychotherapeuten zu sein.
Ebenso sollen interessierte Laien, Fami-
lienangehörige von Betroffenen, Pädago-
gen, Beschäftigte der Jugendhilfe und Kin-
der- und Allgemeinärzte angesprochen
werden. Dies zeigt einen sehr hohen An-
spruch seitens der Autorin, die Interessen
von Lesern miteinander zu vereinen, deren
Kenntnisstand oft auf erheblich unter-
schiedlichen Voraussetzungen beruht.

Alle relevanten Bereiche 
der Depression sind erfasst

Das Buch gliedert sich auf 207 Seiten in sie-
ben Kapitel. Dabei wird im ersten Kapitel
ein historischer Überblick zur Geschichte
der Depression gegeben, das zweite erläu-
tert Definition, Klassifikation und Epide-
miologie. Im sehr ausführlich geschriebe-
nen dritten Kapitel geht es um Ätiologie
und Entwicklungspsychopathologie, wo-
bei besonders der medizinisch - neuro-
biologisch orientierte Teil, der Neuro-
transmitter, endokrinologische Faktoren,
Bildgebende Verfahren und ähnliches be-
handelt, für den Laien wahrscheinlich nur

schwer verständlich sein dürfte. Anspre-
chend dagegen präsentiert sich Kapitel
3.7.1, das chronische, somatische Erkran-
kungen betrachtet, die depressive Störun-
gen nach sich ziehen können. Ebenso 
werden dort psychosoziale Faktoren be-
rücksichtigt, die zur Entstehung einer De-
pression beitragen können. Kapitel vier
beschäftigt sich mit störungsspezifischer
Diagnostik, es schließt sich Kapitel fünf
mit sehr detaillierter Beschreibung ver-
schiedener Interventionsmethoden an, ein-
schließlich des Umgangs mit Suicidalität.
Im sehr kurz gefassten Kapitel sechs geht
es um Verlauf und Prognose, Kapitel sie-
ben stellt einen offenen Ausblick, auch im
Hinblick auf die weitere Therapiefor-
schung, dar. Im Anhang werden nach ei-
nem komprimierten Glossar juristische
Grundlagen erläutert, und was sehr hilf-
reich und nützlich ist, Adressen von Insti-
tutionen und Selbsthilfegruppen ver-
mittelt, so dass damit Betroffenen und de-
ren Angehörigen ein konstruktives
Werkzeug zum weiteren Vorgehen an die
Hand gegeben wird. Abschließend gibt es
nochmals eine Liste zu weiterführender
Literatur, und ein ausgewähltes Verzeich-
nis von Lehr- und Handbüchern.

Am Ende eines jeden Kapitels erscheint
ein sehr ausführliches Literaturverzeich-
nis, das den interessierten Leser zum je-

Claudia Mehler-Wex:
Depressive
Störungen
Manuale Psychischer

Storungen Bei Kindern

und Jugendlichen

Springer, 208 Seiten,
ISBN: 3540683240
Peis: 39,95 Euro

Alle Theorie ist grau
Manuale psychische Störungen bei Kindern 
und Jugendlichen nehmen immer mehr zu.
Das Lehrwerk „Depressive Störungen“ zeigt Wege 
aus der Diskrepanz zwischen vorhandenen 
Ressourcen und den Erfordernissen des Alltags 
junger Menschen
Von Heike Dittmar, Vorstandsmitglied des Verbandes Hessischer Vertragspsychotherapeuten (vhvp)

weiligen Thema auf die zugrunde liegen-
de Literatur verweist.

Insgesamt ist das Buch angereichert mit
einer Vielzahl von Fallbeispielen, die das
behandelte Thema sehr anschaulich bele-
gen. Ansprechend sind auch die einge-
streuten Zeichnungen, Briefe und Kom-
mentare von jugendlichen Betroffenen, die
das Beschriebene sehr plastisch darstellen.
Auch die einzelnen Abbildungen wirken
sehr anschaulich.

Das vorliegende Buch beschäftigt sich
mit allen relevanten und wichtigen Berei-
chen der Depression, vermittelt viel Wis-
sen, und ist sicherlich ein gutes und hilf-
reiches Nachschlagewerk für den Praktiker.
Aufgrund der klaren, übersichtlichen Auf-
machung lassen sich die individuellen Fra-
gen schnell einordnen, und entsprechen-
de Antworten ebenso schnell finden. ___
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Julklapp auf Amerikanisch
Das ist nichts anderes als hübsch verpackter 
Ramsch – heute heißt das Finanzkrise.
Warum die Anwälte des Immateriellen 
vielleicht bessere Ansprechpartner als die 
Anlageberater der Banken sind
Von Rüdiger Hagelberg, Mitglied der Redaktion Projekt Psychotherapie
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___ Dass vieles aus Amerika zu uns nach Europa rüber kommt,
sind wir gewohnt. Manches nehmen wir begeistert in Empfang
wie Elvis vor 50 Jahren. Anderem stehen wir zurückhaltender
gegenüber, aber nur Weniges lehnen wir ganz ab – selbst das oft
erfolglos. Da sei an die Invasion 1944 erinnert. Die „Care-Pakete“
wenig später waren dann wieder willkommen.

Übersehen wird bei all diesen Vorgängen oft, dass das, was da
aus Amerika zu uns rüber schwappt, häufig altes europäisches Kul-
turgut in neuem Gewande ist -  so auch, das mag zunächst über-
raschen, die Immobilien- und Bankenkrise des letzten Herbstes.
Dabei stand doch zum Beispiel die leicht abgewandelte Zeile aus
Rilkes Herbstgedicht „Wer jetzt kein Haus hat, kauft sich keines
mehr“ greifbar im literarischen transatlantischen Raum und be-
schrieb treffend, dass in den USA gerade circa 10.000 Häuser pro
Tag zwangsversteigert oder zurückgegeben wurden. Genauso hat
Shakespeare seinen Hamlet geradezu Prophetisches zu der Fi-
nanzkrise sagen lassen: „Die Zeit ist aus den Fugen“ etwa oder
noch treffender: „Sein oder Nichtsein, das ist hier die Frage.“ Gut
konnte man sich den dänischen Prinzen in banger Erwartung
übers Meer blickend vorstellen, was da wohl von Amerika noch
alles an die europäischen Küsten gelangen könnte. Hier mag man
zwar einwenden, das sei gar nicht möglich gewesen, Hamlet aus
Helsingör habe allenfalls nach Osten, in Richtung Rest-Skandi-
navien, gucken können. Aber auf Fatales sah er eben auch dort,
auf ein traditionelles skandinavisches Kulturgut nämlich und
geistiger Ursprung des ganzen Desasters: Denn nichts anderes
war diese Schwemme von geheimnisvollen Fond- und Invest-
ment – Paketen aus Amerika als das gute, alte „Julklapp“ auf
Amerikanisch.

Sollte das Ziel der Evolution 
darin bestehen, dass die 
Menschheit überschnappt?

„Julklapp“, im Deutschen auch „Grabbelsack“, das war doch dieses
mehrfach verschnürte Paket unbekannten Inhalts, das man zu fröh-
lichen Gelegenheiten, oft in der Vorweihnachtszeit, von einem un-
bekannten Absender bekam. Was konnte da nicht alles drin sein: Ei-
ne kleine Aufmerksamkeit oder etwas, was jemand schon lange los-
werden wollte oder einfach nur irgendein Ramsch oder eine
Gemeinheit.

In amerikanischer Interpretation wurde daraus gut verpackter
Ramsch im Übermaß, außen mit verheißungsvollen Verzierungen,
sprich: hohe Rendite(n)-Versprechungen, dies alles millionenfach
und nicht geschenkt. Tief innen verbargen sich aber in Wahrheit sol-
che Monster wie „short seller – derivates“, „Junk bonds“ oder „cre-
dit default swaps“ – kurz, viel „Gutes“ von Uncle Sam. So wurde man
Eigentümer von Schuldverschreibungen, von deren Versicherungen
oder Wetten auf sie und deren Versicherungen und unversehens
Gläubiger des Gläubigers des Gläubigers von unbekannten US-Bür-
gern, die gerade ihrer Pleite entgegen sahen. Es gab ein eher unfro-
hes Auspacken von Paket in Paket in Paket.

„Short seller – derivates“ sind, das muss man dreimal lesen, um
es zu verstehen, gewissermaßen Schuldverschreibungen von „Leer-
verkäufern“, die Aktien leihen und in der Hoffnung auf fallende
Kurse verkaufen – um die Aktien dann billiger zurück zu kaufen
und dem Entleiher zurück zu geben. Übrig bliebe so ein prima Ge-
winn. Pech für die „short-seller“ aber, wenn die Kurse steigen, zum
Beispiel - wie kürzlich bei VW mit tragischem Ausgang - weil Spe-
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kulanten die betreffenden Aktien aufkaufen, um den Preis hoch zu
halten. Dann bleibt der „short-seller“ auf seinen Schulden sitzen.
Machte bisher aber nichts; denn er entwickelte nun aus den Schuld-
verschreibungen Derivate oder Investmentpapiere, verpackte sie
„Julklapp-mäßig“, ließ sie von Rating-Firmen freundlich bonitie-
ren und verkaufte sie in alle Welt.

Hier geisterten bereits millionenfach andere Investmentpa-
piere und Fonds der Kreditabsicherungen - zum Beispiel von
Banken für mittellose amerikanische Haus“käufer“, sogenannte
„Ninja-Kredite“: no income, no job, no assets-  die „credit default
swaps“, herum und vermittelten hinterlistig den Schein von Reich-
tum und Besitz. X-fach weitergereichte Schulden und Risiken
summierten sich auf diese und andere Weise zu einer Höhe des
Bruttoinlandsproduktes der ganzen Welt, zu circa 55 Billionen Eu-
ro. Der Name Lehmann, in Deutschland besonders unter Fuß-
ballbegeisterten schon immer umstritten, verlor nun endgültig an
Renommee, weil in Amerika gleich mehrere davon, die „Leh-
man-Brothers“, in schlimmsten Verruf gerieten. Da wurde man di-
rekt an Erich Honeckers Worte mit bekanntem Ausgang erinnert, dass
der Sozialismus in seinem Lauf weder von Ochs noch Esel aufzuhalten
sei. Er hat uns offenbar verschwiegen, dass dies für den Kapitalismus
auch gilt. Andere ehemalige Sozialisten, die Russen, hielten sich einst-
weilen in Island schadlos – vermutlich für das einst an die USA ver-
ramschte Alaska einschließlich der Vorfahren von Sarah Palin.

Honorare bitte in bar!

Mit Charles Darwin war aber viel globaler zu fragen, welch rätsel-
hafter Evolutionsschritt denn wohl vom ehrbaren Bankier zum In-
vestmentbanker geführt hatte. Sollte das Ziel der Evolution darin be-
stehen, dass die Menschheit überschnappt, und ein paar fort-
schrittliche Exemplare hatten das Ziel schon erreicht?

Wir Psychotherapeuten sind immer gefragt, wenn derartige
Grundprobleme auftauchen. Vordergründig spielte wieder das Geld
eine große Rolle, das registrierten wir mit einer gewissen Routine
aber auch mit Sorge. Denn wir kennen uns ja eher mit solchen Be-
rechnungen wie 1,2944 x 1,1739 x 1,051 Cent, Faktoren zur Be-
rechnung unserer künftigen Honorare, aus als mit Billionen. Jen-
seits des Weltgeschehens aber werden wir möglicherweise viel Ar-
beit kriegen. Denn es könnte eine gigantische Welle von Depressionen
und anderen psychischen Erkrankungen auf uns zukommen. Be-
rufsbedingt haben wir uns nicht davon abbringen lassen, auch An-
wälte des Geistig-Seelischen und damit Immateriellen zu bleiben und
sind so hier und da vielleicht doch bessere Ansprechpartner als die
Anlageberater der Geldinstitute. Eingedenk der Armen in unserem
Land und in der Welt werden wir die Bedeutung des Materiellen für
das Wohlergehen der Seele aber nicht ganz verneinen und deshalb
in unseren Therapien manchem Arm Gewordenen mit Mitgefühl
begegnen. Ja, nicht auszuschließen ist, dass der eine oder andere Ban-
ker den Weg zu uns findet und uns um Mithilfe bei der Rückver-
wandlung zum ehrbaren Bankier bittet. Wir sollten ihm die Tür
nicht weisen, aber darauf dringen, dass unsere Honorare einstwei-
len in bar und nicht in geheimnisvoll verpackten Zertifikaten be-
glichen werden. Im Übrigen stimmt hoffnungsvoll, dass der „Jul-
klapp“ - Übermut gemeinhin nach Weihnachten endet. ___
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___ Im Prokrustes- Bett werden Menschen
mit martialischen Mitteln auf gleiche Län-
ge gebracht, durch Abhacken und Strek-
kung von Körperteilen. Vergleichbares voll-
zieht sich gerade an den Praxen der – tat-
sächlich immer noch – sprechenden
Medizin: bei zahlreichen Hausarztpraxen
und bundesweit bei den Psychiaterpraxen.
In jahrzehntelanger Versorgungssicherstel-
lung entstanden Ausdifferenzierungen
unterschiedlicher Praxistypen; jetzt werden
sie mit der starren RLV- Schablone eines
an der durchschnittlichen Fallzahl errech-
neten Fachgruppen-Euro-Fallwertes – deut-
lich unter dem Fallwert vergangener Jahre
– regelrecht zusammengehackt. Wer sich
auf die fachlich gebotene kontinuierliche
psychiatrische Behandlung von schwer
chronisch psychisch Kranken eingelassen,
seinen Patienten statt einem Kurzgespräch
zur Medikamentenvergabe eine psychiatri-

sche Gesprächsbehandlung zur Vermeidung
von Rückfällen und Klinikeinweisungen an-
geboten hatte, hat jetzt das Nachsehen: Auf-
grund der damit einhergehenden niedrige-
ren Fallzahlen, wird er über einen hoff-
nungslos zu niedrigen Euro-Fallwert zum
Teil um ein Drittel des bisher schon spär-
lichen Geldzuflusses betrogen. Katastrophal
trifft es ausgerechnet eine der Fachgrup-
pen am untersten Ende der Einkommenss-
kala. Einkommen kann so nicht mehr er-
wirtschaftet werden.

Die Psychiaterverbände laufen Sturm
und auch der bvvp hat sich an die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung (KBV), die
Krankenkassen und die Politik gewandt:
Wenn jetzt nicht das Steuer herumgerissen
wird, bleibt mit einem Großteil der psy-
chiatrischen Praxen eine fachgerechte am-
bulante psychiatrische Versorgung auf der
Strecke. ___

Ins Schema gepresst
Im eng geschnürten Korsett des 
Regelleistungsvolumens ringt die sprechende 
Medizin um Luft – Niedrige Fallzahlen 
bedrohen psychiatrische Praxen und zugleich 
eine fachgerechte ambulante Versorgung 
Von Norbert Bowe, Vorstandsreferent bvvp
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V E R A N S TA LT U N G E N

AUSBLICK AUF DAS NÄCHSTE HEFT

Welchen Stellenwert hat Gruppenpsycho-
therapie?  In Europa findet sie im Wesent-
lichen im stationären Bereich statt. Hier hat
sie auch in Deutschland ihren festen Platz,
während sie im ambulanten Bereich immer
seltener eingesetzt wird – offenbar weil sie zu
schlecht honoriert wird und mit zu viel Ver-
waltungsaufwand verbunden ist. Diesem
Rückgang der Gruppenbehandlung steht
gleichzeitig eine wachsende Bedeutung von
Gruppenarbeit gegenüber. Berater, Supervi-
soren und Trainer im außerklinischen Be-
reich pflegen und schätzen die professionel-
le Arbeit mit Gruppen im Spannungsfeld
zwischen Kulturen, Gender und Generatio-
nen, immer mit dem Ziel in Beziehung zu
treten.

Aktuelle Forschungsergebnisse der Neu-
rowissenschaften und der Entwicklungspsy-
chologie zeigen, dass das Wachstum des kind-
lichen Bewusstseins und die Bildung von
Gruppen unauflöslich miteinander verbun-
den sind. Durch diese strenge Koppelung
sind sie ihrer Entwicklung wechselseitig auf-
einander angewiesen. Eine gute Gruppenin-
tegration fördert die Fähigkeit und Bereit-
schaft zur Selbstöffnung des Individuums.
Die besonderen Möglichkeiten der Förde-
rung der Mentalisierungsfähigkeit in der
Gruppentherapie sind zukunftsweisend. An-
lass genug, sich mit diesem alten wie immer
neuen Thema, den überindividuellen Be-
dingungen unserer psychischen Existenz un-
ter verschiedenen soziokulturellen und kli-
nischen Blickwinkeln auseinanderzusetzen.

Wir hoffen, Sie anzuregen, die Debatte
über die Bedeutung der Gruppenpsycho-
therapie wieder aufzunehmen.

MÄRZ 2009

15. -20. März
Burnout Prophylaxe 
für Ärzte und Therapeuten
Weitere Informationen unter 
www.Resilio.org oder 
drcdremel@t-online.de. Die Teilnahme
kostet 700 Euro inkl. MwSt.
Ort: Königsfeld/Schwarzwald

21. März
Prävention psychischer Störungen – 
eine Herausforderung für die Zukunft
Informationsveranstaltung der PTK 
Bayern. Mehr dazu finden Sie im Internet
unter www.ptk-bayern.de. Für die Teil-
nahme wird um schriftliche Anmeldung
per Fax an 089 / 51 55 55-25 oder per
Brief an PTK Bayern, Postfach 151506,
80049 München bis spätestens Freitag,
13. März 2009, gebeten. Die Teilnahme an
der Veranstaltung ist kostenfrei.
Ort: LMU München

28. März , 09:30 Uhr – 12:30 Uhr
Scham, Schuld und Gewissen   
Vom Umgang mit Schuld und Scham in
Seelsorge und Beratung
Olaf Kormannshaus, Theologe und
Psychologe, Leiter des Institutes für 
Seelsorge und Psychologie in Elstal refe-
riert zum Thema. Die Kosten von 
Eur. 10,00 sind vor Ort zu zahlen, incl.
Kaffee und KuchenAnmeldungen bitte
bei  Antje Runne, Antje.Runne@web.de
oder telefonisch (Di.-Fr. 08-09 Uhr) 
unter  069/65 00 4996
Ort: Petrusgemeinde Kelsterbach  

APRIL 2009

03. April,15.00-21.00 und
04. April, 9.00-17.00
QEP-Basisseminare
für Psychotherapeuten
Veranstaltung zum Qualitätsmanagement
des bvvp mit Peter Baumgartner und
Martin Klett. Weitere Informationen 
unter www.bvvp.de/vvps, vvps@bvvp.de
Ort: Haus der Ärzte, Sundgauallee 27 in
Freiburg

MAI 2009

01. – 03. Mai
Gruppenvision und Partikularinteressen:
Spannungsfeld DAGG
Intersektionelle Tagung des DAGG.
Weitere Informationen unter www.dagg.de
Ort: Universitätsclub Bonn

28. – 31. Mai
Bridging Identities.
Clinical Impact of Groups
Die 4. EFPP-Group Section Konferenz.
Weitere Informationen unter
www.efpp2009.cz
Ort: Prag

JUNI 2009

08. – 12. Juni
Interkulturelle Kompetenz in Gruppen –
Emigration, Familie und Kultur
Internationale Sommerakademie der
IAGP. Weitere Informationen bei Dr. Jörg
Burmeister, bulmonte21@bluewin.ch,
www.granada-academy.org
Ort: Granada, Spanien

20. - 21. Juni
Personzentriert – in Beziehung sein
9. GwG-Fortbildungstage 
(Gesellschaft für wissenschaftliche 
Gesprächspsychotherapie)
Mit Vorträgen von Pete Sanders und 
Dr. Friedrich Glasl, sowie 13 Workshops
zu Themen aus Beratung und Psychothe-
rapie. U.a. zu „Schule“, „Mediation,
„Achtsamkeit“, „Angst“ und „Burnout“.
Weitere Informationen bei der GwG-
Akademie, Tel.: 0221 - 92 59 08 – 50 
akademie@gwg-ev.org, www.gwg-ev.org
Ort: Erbacher Hof in Mainz

AUGUST 2009

24. - 29. August
Groups in a Time of Conflict
17. Internationaler Kongress der Interna-
tional Association for Group Psychothe-
rapy (IAGP) mit Vorkongress vom 
24. - 25. August. Weitere Informationen:
2009congress@iagp.com,
www.iagpcongress.org
Ort: Rom, Ergife Palace Hotel
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